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 Vor Eintritt in die Tagesordnung 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser bittet die Ausschussmitglieder darum, ein Sitzungs-
ende um 15 Uhr anzustreben, da er das Präsidium spontan bei einer Veranstaltung 
des Besuchsprogramms „Demokratieschule“ vertreten müsse. Nichtsdestotrotz liege 
die Priorität natürlich darauf, die einzelnen Tagesordnungspunkte in angemessener 
Ausführlichkeit zu behandeln, weshalb man nötigenfalls nach einer alternativen Lö-
sung suchen werde. 
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1 Vorstellung der Ergebnisse der Evaluation des Kommunalen Integrations-

managements NRW (KIM) (Bericht auf Wunsch der Landesregierung; Präsen-
tationen siehe Anlagen 1 und 2) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5061 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich freue mich, heute Dr. Nikola Ornig vom Evalua-
tionsteam Kienbaum sowie Kathrin Nachtsheim und Henriette Reichwald vom Evalua-
tionsteam Ramboll begrüßen zu dürfen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Wir haben heute die Ergebnisse der Evalu-
ation des Kommunalen Integrationsmanagements NRW auf der Tagesordnung. Ich 
freue mich, dass wir heute darüber sprechen können. Das Programm ist seit 2020 
landesweit implementiert, und es ist in allen Kreisen und kreisfreien Städten Nordrhein-
Westfalens etabliert. In seiner Breite und Verbindlichkeit ist es bundesweit einzigartig. 
Ich will nicht zu viel vorwegnehmen, aber darauf hinweisen, dass der Abschlussbericht 
zwei Untersuchungen enthält, einmal zur Strukturebene und einmal zur Einzelfall-
ebene. 

Ich möchte an dieser Stelle all denjenigen herzlich danken, die diese Evaluation vor-
genommen haben. Ich freue mich darauf, gleich die Ergebnisse präsentiert zu bekom-
men, und auf die Diskussion freue ich mich auch. 

Für uns als Ministerium ist die Evaluation natürlich wichtig, weil sich immer die Frage 
stellt, was wir noch besser machen können. Vorwegnehmen kann ich, dass die Evalu-
ation zeigt, dass wir auf einem sehr guten Weg sind. Darüber freuen wir uns natürlich. 
Nochmals vielen Dank, dass wir das heute hier im Ausschuss diskutieren können. 

Dr. Nikola Ornig (Kienbaum Consultants International): Herzlichen Dank für die 
Einladung in Ihren Ausschuss. Wir freuen uns sehr, dass wir heute die Ergebnisse 
eines mehrjährigen Vorhabens präsentieren können, das wir gemeinsam mit dem 
Fachreferat umsetzen durften. Wir von Kienbaum Consultants haben uns mit der 
Strukturentwicklung in der Verwaltung beschäftigt. Das Kommunale Integrationsma-
nagement bezieht sich ja auf zwei Zielebenen. 

Hier sehen Sie eine Übersicht. 

(siehe Anlage 1, Seite 2) 

Ziel ist es, die kommunale Integrationsinfrastruktur weiterzuentwickeln und parallel 
dazu bzw. in Verschränkung damit passgenaue Integrationsangebote für Menschen 
zu machen und dadurch Integrationsprozesse zu stärken, zu unterstützen, zu be-
schleunigen. 

Die Förderung gliedert sich in drei Bausteine, in denen jeweils über fachbezogene 
Pauschalen zusätzliche Personalstellen gefördert werden: im Bereich der Koordinie-
rung bzw. des strategischen Overheads – das war der Fokus der Kienbaum-
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Evaluierung –; im rechtskreisübergreifende KIM-Case-Management – also die soge-
nannte Fallebene, die der Schwerpunkt der Kolleginnen von Ramboll war –; bei den 
Ausländer- und Einbürgerungsbehörden – das war für beide Ebenen ein relevanter 
Aspekt. 

Unsere Evaluation war begleitend angelegt. Wir waren von Mai 2023 bis Oktober 2025 
tätig und haben den Aufbau des Kommunalen Integrationsmanagements in den Ge-
bietskörperschaften eng begleitet und untersucht. Los 1 der Evaluierung bietet sehr 
umfangreiche Befunde. Das Ganze hatte und hat natürlich eine hohe Komplexität. Wir 
können sehr viele Befunde liefern, etwa zum Aufbau und zur Umsetzung in den Krei-
sen und kreisfreien Städten oder zu den Effekten auf die Arbeit im Kernbereich der 
Integrationsbehörden. 

Im Folgenden werde ich aufgrund der Zeit nur wenige Ergebnisse präsentieren kön-
nen. Ich werde vor allem auf die Frage der Gesamtorganisation eingehen, weil das ein 
Alleinstellungsmerkmal des Kommunalen Integrationsmanagements ist. Dann werde 
ich auf die Effekte eingehen und abschließend auf die Empfehlungen, die wir geben 
konnten. 

Das Handlungskonzept des Landes macht den Kommunen gewisse Vorgaben zur Ge-
samtorganisation des Kommunalen Integrationsmanagements. Sehr relevant für den 
Aufbau, aber auch für das Gelingen der Strukturveränderungen sind die sogenannten 
Lenkungsgruppen, die an allen Standorten als rechtskreisübergreifende Steuerungs-
gremien etabliert wurden. Sie sehen links die Besetzung dieser Steuerungsgremien. 

(siehe Anlage 1, Seite 4) 

Daran ist eine große Vielfalt an Akteursgruppen beteiligt, und es ist in hohem Maße 
gelungen, in diesen Steuerungsgruppen die relevanten Akteure zu versammeln. Die 
komplette Liste finden Sie im Bericht ab Seite 207. Bereits 2023 waren in hohem Maße 
beteiligt: die Bundesagentur für Arbeit, die Ausländerbehörden, die Jobcenter, die Ein-
bürgerungsbehörden, verschiedene Fach- und Geschäftsbereiche der Kommunen, In-
tegrationsdezernate, die Kommunalverwaltungen kreisangehöriger Kommunen – in 
den Kreisen ist es ja immer noch ein wesentlicher Aspekt, inwiefern die kreisangehö-
rigen Kommunen beteiligt werden können. Diese Gremien haben gegenüber anderen 
Gremienstrukturen vor Ort, die es im Integrationsbereich vielleicht schon vorher gab, 
klare Alleinstellungsmerkmale, etwa durch ihre Besetzung, die Arbeitsweise oder das 
Mandat, das sie haben. 

Die Steuerungsleistung ergibt sich aufgrund verschiedener Punkte – Sie sehen das in 
der Mitte zusammengefasst. 

(siehe Anlage 1, Seite 4) 

Die Arbeit dieser Gremien besteht oft darin, Themen und Maßnahmen zu priorisieren, 
akteursübergreifende Diskussionen zu führen, Informationen und Bedarfe zu bündeln. 
Es geht also darum, in den Kommunen einen Knotenpunkt zu schaffen. Auch die stra-
tegische Ausrichtung wird natürlich diskutiert. Es sind also Beschlussgremien. In die-
sen Steuerungsgremien werden Entscheidungen getroffen, die unmittelbare Auswir-
kungen auf das Integrationshandeln in den Kommunen haben. 
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Hier sehen Sie ein paar Erfolgsfaktoren. 

(siehe Anlage 1, Seite 4) 

Es bewährt sich natürlich immer, wenn es eng an die kommunalen Leitungsebenen 
angedockt ist. Zuständigkeiten sollten klar sein, aber man sollte sich auch immer – und 
das ist die Besonderheit des Kommunalen Integrationsmanagements – um Durchläs-
sigkeit zwischen Fall- und Strukturebene bemühen, sodass Fallanalysen bzw. Erkennt-
nisse, die man aus verschiedenen Fallbegleitungen gewonnen hat, auf die Steue-
rungsebene zurückgespielt werden. 

Wenn wir auf die nächste zentrale Ebene schauen, stellen wir fest, dass die operative 
Arbeit des Kommunalen Integrationsmanagements vielfach in Projekt- und Arbeits-
gruppen passiert, wo konkrete Lösungen vor allem für Schnittstellenthemen gefunden 
und konkrete Bedarfe behandelt werden, die sich aus der täglichen Praxis im Integra-
tionsbereich ergeben. Wir sahen in den Kommunen durchschnittlich vier Projektar-
beitsgruppen. Die Themen kommen unter anderem aus dem Case-Management, wer-
den aber auch durch externe Faktoren eingespielt. Zum Beispiel trat damals gerade 
das Chancen-Aufenthaltsrecht in Kraft. Das war ein Thema, mit dem sich sehr viele 
Projekte und Arbeitsgruppen beschäftigt haben, um vor Ort schnell Prozesse und Maß-
nahmen zu etablieren. Insgesamt gab es eine sehr große Vielfalt an Themen, die in 
diesen Projekten und Arbeitsgruppen bearbeitet wurden – Sie sehen die Wortwolke in 
der Mitte. 

(siehe Anlage 1, Seite 5) 

An sehr vielen Standorten gab es folgende Themen: Arbeit, Arbeitsmarktintegration, 
Chancen-Aufenthalt, Sprachkompetenzen, Ausbildung etc. Es gab also wirklich eine 
große Bandbreite an Themen, die in diesen Gruppen systematisch und – Sie sehen 
rechts die Erfolgsfaktoren – interdisziplinär angegangen wurden. 

(siehe Anlage 1, Seite 5) 

Auch hier bewähren sich Faktoren wie regelmäßige, strukturierte Treffen, Verknüpfun-
gen mit den strategischen Gremien sowie – hier auch wieder Thema – die Nutzung 
von Fallanalysen, also die Rückbindung an die Fallebene. 

Zu den Effekten: Zusammenfassend lässt sich ganz klar sagen, dass direkt und un-
mittelbar Beteiligte verschiedene Wirkungen auf die eigene Arbeit beobachtet haben, 
dazu gehörten unter anderem die Schaffung von Synergien, die Beschleunigung von 
Prozessen und die Klärung an verschiedenen Stellen. Zu den Akteuren zählten unter 
anderem Personen aus der Verwaltung, der freien Wohlfahrt, der Zivilgesellschaft, der 
Wirtschaft sowie Mitarbeitende im Bereich der einzelnen Bausteine, also ABHs und 
EBHs. Wir haben hier drei exemplarische Zitate angeführt, die auf verschiedene Per-
spektiven zurückgehen. 

(siehe Anlage 1, Seite 6) 

Am Schluss, Mitte 2025, hatten wir eine Befragung von über 1.000 Akteuren. Diese 
drei exemplarischen Zitate zielen auf die wesentlichen Ebenen ab. Laut Fazit im ersten 
Zitat, sei eine Neuausrichtung des Integrationsnetzwerkes mit dem Ziel erfolgt, Lücken 
im System aufzudecken und zu schließen. Im zweiten Zitat wird auf die Schaffung von 
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Synergien und ein gewachsenes Verständnis füreinander durch regelmäßiges Zusam-
menkommen verwiesen. Das ist aus unserer Sicht für die Zusammenarbeit in der Ver-
waltung und mit anderen Akteuren sehr relevant – dazu werden die Kolleginnen von 
Ramboll noch berichten. 

Diese ganzen Maßnahmen auf der Strukturebene zielen immer darauf ab, auf der Fall-
ebene Potenziale zu heben. 2025 war an verschiedenen Standorten das Fazit, dass 
die Strukturen erfolgreich eingerichtet werden konnten und aus diesen Strukturen, die-
sen Netzwerken dann Wirkungen für die Zielgruppe entstehen. Unser Fazit der Evalu-
ation war aufgrund der verschiedenen standardisierten Erhebungen, der verschiede-
nen Befunde sehr eindeutig: Das Handlungskonzept des Landes, das dem Kommuna-
len Integrationsmanagement zugrunde liegt, hat sich als einheitlicher Rahmen für den 
Aufbau und die Umsetzung in den Kreisen und kreisfreien Städten sehr bewährt. 

In den Gebietskörperschaften hat das Kommunale Integrationsmanagement natürlich 
sehr unterschiedliche Reifegrade. Es gab ja auch Vorläuferprogramme, die Kommu-
nen sind also mit ganz unterschiedlichen Ausgangslagen in diese Förderperiode ge-
startet. Außerdem sind die Bedarfslagen der einzelnen Kommunen – ich glaube, das 
muss man hier nicht weiter ausführen – sehr unterschiedlich. Die Kreise etwa haben 
wegen der Einbindung der kreisangehörigen Kommunen noch mal einen größeren 
Aufwand, um alle an einen Tisch zu holen. 

Aber an allen Standorten sind wesentliche Schritte der Strukturentwicklung erfolgt. 
Zentrale Gelingensbedingung – und das ist eigentlich die Bestätigung dessen, dass 
die Grundidee des Kommunalen Integrationsmanagements funktioniert – ist das Zu-
sammenwirken der Bausteine. Es geht also um die Strukturebene und die Fallebene 
sowie den besonderen Fokus auf die zentralen Behörden, also ABHs und EBHs, um 
systemische Wirkung zu erzielen und das nicht nur auf Einzelfallebene, sondern nach-
haltig zu verankern. 

Wir konnten aus der Evaluation auch Empfehlungen zur Weiterführung und Entwick-
lung ableiten, immer unter der Prämisse, den Integrationsbereich dauerhaft zu opti-
mieren. Aus unserer Sicht ist es klar zu empfehlen, KIM als Maßnahme der Organisa-
tionsentwicklung zu verstehen und entsprechend auszustatten. NRW ist mit dem An-
satz, Strukturen zu verändern und zu optimieren, Vorreiter. Das Handlungskonzept 
zahlt darauf ein. Zentrale Gremienstrukturen mit Lenkungsgruppen auf der Steue-
rungsebene sowie Projekt- und Arbeitsgruppen auf der operativen Ebene, immer mit 
Rückbindung an die Fallauswertungen, haben sich bewährt. 

Potenzial gibt es noch hinsichtlich dessen, die Profile der Stellen in den Bausteinen zu 
stärken – und das sagen wir nicht nur vor unserem Hintergrund als Public-Sector-Be-
ratung. Es gibt wirklich Potenzial dahin gehend, Baustein 1, also den strategischen 
Overhead, als Begleiter von Strukturveränderungen, von Transformationsprozessen 
in der Verwaltung zu verstehen und in den Kommunen entsprechend zu verankern. 
Dazu braucht es natürlich Kompetenzen und Kapazitäten, und das erfolgt idealerweise 
in der Nähe der Leitungsebenen der Kommunalverwaltungen, weil es eben eine stra-
tegische Rolle ist. 
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Wir haben auch empfohlen, Monitoring und Steuerung weiterzuentwickeln. Da hat sich 
seit Abschluss unserer Evaluation auch einiges getan. Es gibt die landesweite Daten-
bank, in der sowohl Falldokumentationen als auch Grundlagen für die Wirkungsanaly-
sen verankert sind. Wir empfehlen, das auszubauen und den Datenschatz, den Sie da 
haben, für eine zielgerichtete Steuerung der Integrationsinfrastruktur zu nutzen. Das 
gibt die Möglichkeit, die unterschiedlichen Ausgangslagen viel systematischer zu be-
trachten und hier in die Umsetzung zu kommen. Das war es zu Los 1 der Evaluie-
rung. – Vielen Dank von mir. 

Kathrin Nachtsheim (Ramboll Deutschland): Sehr geehrte Damen und Herren! 
Herzlichen Dank für die Einladung. Anschließend an Frau Ornig würden wir von Ram-
boll Management Consulting die Ergebnisse von Los 2 vorstellen, also die Evaluation 
der individuellen Fallebene, das heißt, das, wo das alles ankommen soll. 

Damit Sie verstehen, wie die System- bzw. Strukturebene mit der individuellen Fall-
ebene zusammenwirkt: Die Ergebnisse zur linken Seite hat Ihnen gerade Frau Ornig 
vorgestellt, und ich stelle Ihnen jetzt die Evaluationsergebnisse zur individuellen Fall-
ebene vor. 

(siehe Anlage 2, Seite 2) 

Frau Ornig hatte bereits über die Durchlässigkeit dieser zwei Ebenen gesprochen bzw. 
darüber, dass das gerade angestrebt werde. Es geht immer darum, dass durch die 
Abstimmung zwischen kommunalen Akteuren und Kooperationspartner*innen die Sys-
tem- und Strukturebene und die individuelle Fallebene zusammenarbeiten. Einerseits 
werden im Rahmen der rechtskreisübergreifenden Beratung und Begleitung der Kli-
ent*innen im KIM-Case-Management immer wieder Bedarfe bzw. Anforderungen ge-
nannt, die dann andererseits auf der Systemebene bearbeitet und diskutiert werden 
können, sodass die Identifikation und Auflösung von systembezogenen Bedarfen von-
stattengehen kann – das sehen Sie in der oberen Hälfte des Kreises. 

(siehe Anlage 2, Seite 2) 

Eigentlich ist es kein Kreis, sondern ein Kreislauf, aber es geht nicht nur in die eine 
Richtung, sondern auch in die andere. Dass die Systemebene mit der Fallebene zu-
sammenarbeitet, ist der Gelingensaspekt des Kommunalen Integrationsmanage-
ments. 

Die wichtigste Aussage, die wir heute treffen können: Beim Kommunalen Integrations-
management handelt es sich um einen Förderansatz, der funktioniert. Wir haben bei 
unserer Evaluation der Fallebene, bei den Befragungen der KIM-Case-Manager*innen 
und der Klient*innen herausgefunden, dass es auf der Fallebene ankommt und die 
Bedarfe gedeckt werden. 

Wie dieser Ansatz funktioniert, würde ich Ihnen gerne näher zeigen. Frau Ornig hat es 
schon kurz dargelegt: Wir sind im Mai 2023 gestartet und haben eine begleitende Eva-
luation durchgeführt, das heißt, wir haben es nicht erst durchgeführt und hinterher an-
geguckt, sondern wir sind mit dem Start des Kommunalen Integrationsmanagements 
in die Evaluation gestartet und haben die Kommunen bei der Implementierung, der 
Verankerung begleiten können. Dabei war besonders interessant, dass sich die 
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Zugänge zum KIM-Case-Management relativ schnell sehr vielfältig darstellten. Dazu 
würden wir gerne besonders herausstellen, dass die Informationsweitergabe in den 
Fachcommunitys, zwischen den Ratsuchenden besonders wichtig ist. Für die Zusteu-
erung wichtig sind außerdem die Zugänge über die Fachberatungsstellen, die behörd-
lichen Strukturen. Da findet unter anderem die Zusammenarbeit von Systemebene und 
Fallebene statt. 

Es gibt beim Case-Management verschiedene Arten des Aufbaus. Wir haben sowohl 
direkt in der Verwaltung angesiedelte KIM-Case-Management-Stellen als auch solche 
bei freien Wohlfahrtsträgern. Wir sehen da also eine sehr bunte Mischung – Sie kön-
nen dazu in den gut 300-seitigen Bericht schauen und vielleicht noch eine Frage stel-
len. Gerade diese dezentralen Strukturen haben jedenfalls zum Gelingen beigetragen. 
Frau Ornig hatte unter anderem erwähnt, dass diese Art von Strukturentwicklung, von 
Programm für die einzelnen Gebietskörperschaften besonders wichtig sei. Wir sehen 
hier beim letzten Punkt, dass dieses Programm gerade in kleinen kreisangehörigen 
Kommunen, in denen bisher sehr wenig Strukturen existierten, überhaupt erst für den 
Aufbau von Strukturen gesorgt hat; schön ist auch das Zitat unten rechts: 

„Bevor es KIM gab, gab es überhaupt nichts.“ 

(siehe Anlage 2, Seite 4) 

Ich glaube, das macht deutlich, wie wichtig dieser Strukturaufbau ist. 

Das hier ist ein Ergebnis aus der Onlinebefragung der Zielgruppe. 

(siehe Anlage 2, Seite 5) 

An dieser Stelle wird besonders deutlich, dass die übergreifenden Kooperationen aller 
Akteure in den Kommunen und die gleichzeitige enge Zusammenarbeit mit den Kli-
ent*innen Erfolgsfaktoren darstellen, sodass der Vertrauensaufbau gelingt. Die befrag-
ten KIM-Klient*innen nehmen die Beratung als sehr positiv war. Das ist mit Blick auf 
unsere Erfahrungen mit ähnlichen Evaluationen sicherlich einer der wichtigsten 
Schlüsselfaktoren zum Erfolg. Wenn der Vertrauensaufbau hinsichtlich der Behörden-
strukturen sehr gut gelingt, können auch alle weiteren Schritte gut gelingen. Sie sehen, 
dass Formulierungen wie „ernst genommen werden“, „nimmt sich Zeit für mich“, „kon-
krete Handlungsmöglichkeiten werden gezeigt“ hohe Zustimmungswerte haben. 

(siehe Anlage 2, Seite 5) 

Mit teilweise drei Vierteln, die voll und ganz zustimmen, ist das ein sehr positives Er-
gebnis. 

Das ist ein Ergebnis von der anderen Seite; es gibt einen Perspektivwechsel zur On-
linebefragung der Case-Manager*innen. 

(siehe Anlage 2, Seite 6) 

Wir haben die Case-Manager*innen zu verschiedenen Zeitpunkten befragt: Wie gelingt 
die Unterstützung der Zielgruppen? – Hier kann ganz klar gesagt werden, dass eine 
besonders hohe Relevanz den wichtigsten Themen – die Sie hier alle kennen – zu-
kommt, nämlich Spracherwerb, Aufenthalts- und Staatsangehörigkeitsfragen sowie alles 
rund um Integration in Ausbildung und Arbeit. Drei Viertel der KIM-Case-Manager*innen 



Landtag Nordrhein-Westfalen - 12 - APr 18/1208 

Integrationsausschuss 29.04.2026 
52. Sitzung (öffentlich) bas 
 
 
haben in der Befragung gesagt, dass das genau den Bedarf ihrer Zielgruppe decke 
und sie da den größten Teil ihrer Gespräche, ihrer Unterstützungsmöglichkeiten an-
bieten könnten. Die Klient*innen mit ihren Bedarfen werden also abgeholt und beraten, 
und damit trägt diese Struktur deutlich zur Existenzsicherung bei. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass wir sowohl quantitativ als auch qualitativ 
befragt haben, sowohl Interviews als auch kommunale Fallstudien durchgeführt haben. 
Es ist eine sehr kurze Präsentation, deshalb ist das auch eine knappe Zusammenfas-
sung. 

Wir sehen auf der qualitativen Ebene, dass sich die Situation der KIM-Klient*innen bei 
allen Punkten deutlich verbessert. 

(siehe Anlage 2, Seite 7) 

Es kann klar herausgestellt werden, dass sich die Herausforderungen im Zeitverlauf 
des Case-Managements verändern. Zu Beginn werden eher die wichtigen, grundle-
genden Funktionen erfüllt: die Unterstützung bei behördlichen Anträgen und rechtli-
chen Problemen, der Einstieg in Schul- und Ausbildungssituationen. Dann geht es 
eher um sehr persönliche Dinge, etwa physische und psychische Einschränkungen, 
und das Themenfeld „Arbeitssuche“ startet. Wir sehen, dass gerade bei den existen-
ziellen, vom Aufenthaltsrecht geprägten Fragen deutliche Verbesserungen stattfinden. 
Generell hinterlässt der Behördenzugang, der erste Kontakt mit den Behörden plötzlich 
einen sehr viel positiveren Eindruck, wodurch das Selbstvertrauen deutlich gesteigert 
und die Zusammenarbeit verbessert werden kann. Die quantitativen Veränderungen 
sind auch deutlich: In den ersten Befragungen wurde noch eine sehr große Anzahl an 
Herausforderungen benannt, aber bei den folgenden Befragungen wurden diese Her-
ausforderungen deutlich weniger. 

Hier noch ein letzter quantitativer Überblick – ich glaube, das ist ein besonders wichti-
ges Thema. 

(siehe Anlage 2, Seite 8) 

Das KIM-Case-Management unterstützt passgenau beim Spracherwerb und dem Weg 
in Arbeit und Ausbildung. Wir sehen hier eine Befragung der KIM-Klient*innen dazu, 
wie ihre berufliche Situation ist. Die dunkelblauen Balken stehen für den ersten Erhe-
bungszeitpunkt und die hellblauen für den zweiten. Hier wird ziemlich deutlich, dass 
es sich bei der Arbeitsmarktintegration weiterentwickelt, verbessert hat, und zwar von 
rund 15 % auf rund 20 %. Die rot umrahmten Balken unten zeigen, dass die Zahl der 
nicht erwerbstätigen bzw. arbeitslosen Personen im Erhebungszeitraum deutlich ab-
genommen hat. 

Wir haben kurz zusammengefasst, was wir im Ausblick noch an weiteren Potenzialen 
sehen. Es gibt immer Ansätze, die nach vorne hin besser gemacht, weiterentwickelt 
werden können. Wir haben sechs Punkte identifiziert, die wir für besonders wichtig 
halten. 

(siehe Anlage 2, Seite 10) 

Es braucht einen klaren politischen Rückhalt – der zeigt sich hier heute; vielen Dank 
für Ihr Interesse an den Ergebnissen. 
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Es geht außerdem darum, regelmäßig weiter zu qualifizieren. KIM-Case-Manager*in-
nen werden jeden Monat, jedes Quartal, jedes Halbjahr mit neuen gesetzlichen Ände-
rungen konfrontiert, und sie brauchen Wissen darüber, um ihre Klient*innen bestmög-
lich begleiten zu können. 

Sprache ist der Schlüssel zum Erfolg – das wissen wir alle, die mit fremden Sprachen 
in Kontakt treten. Hier braucht es verlässliche Budgets, außerdem Leitfäden und ver-
ständliche Materialien, sodass alle Klient*innen sich gut angesprochen fühlen und die 
KIM-Case-Manager*innen sich in der Zusammenarbeit sicher fühlen. 

Ganz wichtig ist, und das möchten wir herausstellen: Das Rad muss nicht immer von 
jedem neu erfunden werden. Es braucht eine Vernetzung zwischen den Kommunen, 
um sich über gute Ansätze auszutauschen. In den verschiedenen Kommunen gibt es 
immer wieder ähnliche Herausforderungen, die mittels Vernetzung, skalierbarer For-
mate sehr gut gemeistert werden können. Andere Programme hier im Land haben das 
sehr gut gezeigt. 

Um die Strukturen und das Vertrauen in die KIM-Case-Manager*innen aufrechtzuer-
halten, ist es wichtig, dass die Stellen langfristig besetzt werden. Es braucht also Ent-
fristungen, um die Stellen attraktiv zu halten. Das ist in den Kommunen natürlich 
schwierig, aber das ist besonders wichtig, um diesen großen Erfolg mittels Vertrau-
ensverhältnissen weiter auszubauen. 

Die Arbeit mit der KIM-Datenbank wird es irgendwann unnötig machen, dass wir hier 
noch mal hinkommen müssen, da Sie alle sich aus den Fachreferaten über die Ergeb-
nisse berichten lassen können. Die KIM-Datenbank, das Monitoring ermöglichen, dass 
Sie wirkungsorientiert steuern, das Programm auf einer soliden Zahlenbasis weiterent-
wickeln können. 

Ich danke Ihnen für Ihre Aufmerksamkeit und hoffe, dass wir alle Fragen beantworten 
können. 

(Beifall) 

Gönül Eğlence (GRÜNE): Herzlichen Dank für die Vorstellung der Ergebnisse. Ehrlich 
gesagt habe ich noch nicht alle gut 300 Seiten gelesen, aber schon sehr viel darin 
geblättert. Zunächst einmal freue ich mich sehr über diese positiven Ergebnisse. Wir 
wissen, dass wir aus anderen Bundesländern heraus sehr neidvoll angeschaut wer-
den. Ich bekomme von Kolleginnen und Kollegen aus anderen Bundesländern durch-
aus auch Anrufe und vermittle dann gerne hinsichtlich dessen, wie wir das hier so alles 
machen. Ich glaube, dass das eine große Errungenschaft ist, umso mehr freuen mich 
die Ergebnisse der Evaluation. Entscheidend ist ja, darum geht es am Ende des Ta-
ges, dass die Klientinnen und Klienten bekommen, was sie brauchen. 

Dem Bericht entnehme ich – und das deckt sich auch mit meinen eigenen Gesprä-
chen –, dass Baustein 3 ein besonderer ist. Das Ganze ist ja wohl hinsichtlich der Zu-
sammenarbeit noch ausbaufähig. Dazu würde ich gerne fragen: Haben Sie konkrete 
Handlungsempfehlungen? Wo sehen Sie womöglich Bedarfe, hinsichtlich derer wir 
nachsteuern müssen. 
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Ein anderes Thema – Sie haben es vorhin ein paar Mal angesprochen – sind die kreis-
angehörigen Kommunen. Es hat mich gefreut, zu hören, dass durch KIM Strukturen 
entstanden sind, aber tatsächlich ist es wohl so, dass die Beratungslandschaft dort 
dünner und auch die Mobilität ein Thema ist. Dazu die Frage: Haben Sie Handlungs-
empfehlungen für uns, damit die Fläche nicht abgehängt wird, während andere Kom-
munen vorne wegziehen? Was müssen wir tun, um die kreisangehörigen Kommunen 
besser bedienen zu können? 

Volkan Baran (SPD): Meine Damen, vielen Dank die Evaluation. Das war sehr inte-
ressant. Für uns ist natürlich klar, dass wir KIM unterstützenswert finden. Ich glaube, 
es kann nur begrüßt werden, wenn Strukturen dahin gehend optimiert werden, dass 
Menschen, die eine Migrationsgeschichte haben, möglichst schnell am gesellschaftli-
chen Leben teilhaben können. Positiv ist uns auch aufgefallen, dass die Erwerbstätig-
keit gestiegen ist, wenn auch nur in geringem Maße. Auch bei den Beratungen zu 
Einbürgerungen ist die Zahl gestiegen. Positiv möchte ich außerdem hervorheben, 
dass von den Klienten eine vertrauensvolle Ansprache wahrgenommen wird, dass es 
ein Vertrauensverhältnis gibt. Das ist in Behörden so nicht immer gegeben, aber es 
spricht ja für sich, dass sich das verbessert. 

Uns interessieren aber natürlich auch die Herausforderungen. KIM soll ja eine Dienst-
leistungskette zwischen Verwaltungen und Beratungsstellen außerhalb der Verwaltun-
gen aufbauen. Uns würde interessieren, wie diese Vernetzung bisher gelaufen ist. Wie 
werden die Brücken zwischen den städtischen und den nicht städtischen Instrumenten 
aufgebaut? In einigen Kommunen ist das Integrationsmanagement beim Oberbürger-
meister angesiedelt. In wie vielen Kommunen ist das so? Macht es ein Unterschied, 
ob es beim Chef, bei der Chefin angesiedelt ist oder nicht? 

Wir haben gelesen, dass es gerade in Kreisstädten eine sehr hohe Fluktuation gebe. 
Bezüglich der Beratungs- und Bewilligungsverfahren gibt es dort außerdem sehr große 
Schwierigkeiten, wenn Kolleginnen und Kollegen, die dort arbeiten, in den Urlaub ge-
hen wollen. Das ist schwierig. In diesem Zusammenhang die Frage: Wie wirkt es sich 
auf das Gesamtverfahren aus, dass es 2025 70 Stellen weniger im Bereich des Case-
Managements gegeben hat? Was tut die Landesregierung, um das Problem der Per-
sonalfluktuation zu lösen? Wenn Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in einer kreisfreien 
Stadt oder einer Kreisstadt Strukturen aufbauen, sind es manchmal nicht die Struktu-
ren, sondern die Personen, die das Vertrauen der Klienten genießen. Deswegen wäre 
es für uns wichtig, zu erfahren, wie die Schritte aussehen, um die Personalfluktuation 
zu beenden. Gerade war von Reifegraden die Rede, aber Reifungsprozesse erfolgen 
ja nur dann, wenn die handelnden Personen langfristig da sind und dazu beitragen 
können, dass etwas reifen kann. Wenn wir aber gerade in Kreisstädten ständig Perso-
nalwechsel haben, sehe ich für einen Reifungsprozess keine positive Zukunft. 

Dr. Nikola Ornig (Kienbaum Consultants International): Zum Baustein 3, zum Per-
sonal, zu den Bedarfen: Tatsächlich war es so, dass die Zusammenarbeit mit den Aus-
länderbehörden im Untersuchungszeitraum deutlich intensiver war. Bei den Einbürge-
rungsbehörden sahen wir, dass sie Schritt für Schritt immer mehr hinzukamen. Die 
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Haupteffekte sehen die handelnden Akteurinnen und Akteure darin, dass es klare Kon-
taktpunkte gibt, dass diejenigen Personen, mit denen man zusammenarbeiten soll, klar 
benannt sind, dass man eine Durchwahl hat und nicht in der Warteschleife endet. Es 
sind also sehr praktische Fragestellungen. Ich denke, daraus wäre das Plädoyer ab-
zuleiten, die Personalstellen in den ABHs und EBHs weiter zu fördern, auch weil es 
erfolgskritisch ist, dass es ein Gegenüber gibt, mit dem man sowohl auf der fachlichen 
Ebene als auch bei konkreten Fällen, konkreten Prozessen zusammenarbeiten kann. 

Ähnliches gilt für die kreisangehörigen Kommunen. Wir haben sehr eindrückliche Bei-
spiele, dass Beschäftigte des Kommunalen Integrationsmanagements durch die 
Kreise getourt sind, bei Bürgermeisterkonferenzen etc. waren, um Bedarfe aufzugrei-
fen, das zu adressieren und in Handlungen zu überführen. Da hat man schnell ein 
großes Arbeitsvolumen, einen hohen Aufwand, aber ich glaube, dass das nötig ist, um 
das Gesamtsystem gut am Laufen zu halten und auch Kommunen zu erreichen, die 
nicht die Möglichkeit haben, an den Lenkungsgruppen, an den Steuerungsgremien 
teilzunehmen. Man braucht Multiplikatoreneffekte. Aus unserer Sicht ist das an vielen 
Standorten gut gelungen. 

Wir haben ziemlich genau abgefragt, auf welchen Hierarchieebenen die Kommunalen 
Integrationszentren, die Baustein-1-Stellen verankert sind. Das war bei einem Drittel 
der Kommunen auf der ersten Hierarchieebene, also bei den Hauptverwaltungsbeam-
ten. Zum Teil waren es auch eigenständige Fach- oder Geschäftsbereiche. Bei knapp 
der Hälfte war es auf der zweiten Hierarchieebene als Teil eines Amtes oder eines 
Fach- oder Geschäftsbereichs. Bei knapp einem Fünftel war es etwas darunter. Na-
türlich hat man positive Effekte, wenn es direkt bei der Leitung angesiedelt ist, weil die 
Wege dann kürzer sind und Entscheidungen nicht nur schneller getroffen, sondern 
auch in die Praxis umgesetzt werden. 

Die Personalfluktuation haben wir relativ genau gemessen. Im Bericht finden Sie dazu 
Tabellen. Das ist natürlich ein sehr relevantes Thema. An vielen Orten ist es gelungen, 
das relativ stabil zu halten. Aber natürlich ist es wie gesagt immer ein Thema, ob alle 
Stellen besetzt sind. Bezogen auf Baustein 1 gelang das aber relativ gut. 

Henriette Reichwald (Ramboll Deutschland): Bei den Baustein-3-Stellen haben wir 
gesehen: KIM braucht ein Gesicht. – Das ist ein Slogan, der sich durch alles zieht, was 
vernetzt ist und einhergeht mit den KIM-Case-Manager*innen. Wir haben zwölf Fall-
studien durchgeführt und uns diese Zusammenarbeit sehr intensiv angeschaut. Es gibt 
Hospitationen, unterschiedliche Grade der Zusammenarbeit. Die Empfehlung lautet, 
auf der operativen Ebene Austauschformate zu schaffen, um die jeweilige Arbeit ge-
genseitig wertschätzen und verstehen zu können, wie die verschiedenen Behörden 
und Akteure arbeiten. 

Zu den Förderketten: Ein Punkt beim KIM-Case-Management ist, dass es eine Auftei-
lung zwischen verwaltungsangebundenen und trägerangebundenen Stellen gibt. Das 
weitet das Netzwerk aus, weil gerade freie Träger über andere Zugänge und andere 
Kooperationspartnernetzwerke verfügen als KIM-Case-Manager*innen, die ganz neu 
in der Verwaltung angefangen haben. Wir sehen, dass diese Netzwerkarbeit ein ganz 
wesentlicher Bestandteil der Arbeit der KIM-Case-Manager*innen vor Ort ist. Im Zeitverlauf 
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konnten wir sehen, dass sich das verbessert. Anfänglich gab es sehr viel Skepsis: Was 
ist KIM-Case-Management überhaupt? Was soll das? Es musste also sehr viel erklärt 
werden. Es wurde immer von „KIM-Marketing“ gesprochen, das die KIM-Case-Mana-
ger*innen, aber auch die KIM-Koordinator*innen durchzuführen hätten. Es zeigt sich 
aber wie gesagt, dass sich das verbessert hat. Diese Vernetzung ist eben ein wichtiger 
Arbeitsaspekt. Das ist natürlich die rechtskreisübergreifende Arbeit mit anderen Ver-
waltungsakteuren, aber auch die Arbeit im Unterstützungsnetzwerk allgemein. Von der 
Schuldnerberatung bis zu Familienberatung sind die KIM-Case-Manager*innen ver-
netzt und kennen die wichtigen Angebote vor Ort, um die KIM-Klient*innen bedarfsge-
recht unterstützen und begleiten zu können. 

Kathrin Nachtsheim (Ramboll Deutschland): Wir haben ja deutlich gemacht, dass 
es wichtig sei, die Fluktuation möglichst gering zu halten. Zu den genauen Lösungs-
wegen müsste sich das Haus äußern. 

Andreas Keith (AfD): Ich habe eine Frage an Frau Dr. Ornig. Auf Seite 6 Ihrer Prä-
sentation heißt es, und Sie haben auch mehrfach davon gesprochen, dass Synergien 
genutzt werden sollten. Wir haben aber auch schon gehört, dass die finanzielle Lage 
in den Kommunen nicht besonders rosig sei, das betreffe insbesondere den Bereich 
des Personals. Da stellt sich natürlich die Frage: Gibt es im Zusammenhang mit Ihrer 
Arbeit konkrete Beispiele dafür, wo Synergien genutzt werden können, um Einsparpo-
tenziale zu erschließen bzw. die Arbeit so zu konzentrieren, dass es nicht so viel Per-
sonal braucht, um sie zu erledigen? Das war ja auch ein wichtiger Punkt Ihrer Evalua-
tion. 

Die zweite Frage ist eher langweilig, und ich weiß nicht, ob Sie die beantworten können 
oder vielleicht eher das Ministerium: Was hat die Evaluation insgesamt gekostet? 

(Lachen von der SPD und den GRÜNEN) 

Thomas Nückel (FDP): Vielen Dank für die Präsentation. Ich finde das Ergebnis der 
Evaluation auch eher positiv. Ich glaube, wir haben erkannt, dass das Case-Manage-
ment sicherlich das wichtigste Angebot für die Zielgruppe ist. Sie haben dargelegt, 
dass das Case-Management in der kommunalen Architektur, bei den beobachteten 
Städten, fest verankert sei. Wird es denn auch als dauerhafte Struktur verstanden? 

Das Wort „Reifegrade“ treibt mich auch etwas um. Sind die unterschiedlichen Reife-
grade nur durch die jeweilige Größe der Städte begründet? 

Eine Frage an die Ministerin: Gibt es im Ministerium schon Gedankenspiele dazu, wie 
man den Forderungen nach Weiterentwicklung und Qualifizierung nachkommen wird? 

Dr. Nikola Ornig (Kienbaum Consultants International): Ich glaube, dass man die 
Frage nach den Synergien auf verschiedenen Ebenen beantworten kann. Unter ande-
rem entstehen Synergien, wenn Kompetenzen gebündelt werden und dadurch bei-
spielsweise auf kommunaler Ebene etwas ermöglicht wird, was ohne die Arbeit auf 
Kreisebene nicht möglich gewesen wäre. KIM schließt Lücken, die es vorher gab. Ein 
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Einsparungspotenzial ist wahrscheinlich noch nicht gegeben, weil es erst einmal auf 
eine Angebots- bzw. Arbeitsebene kommen muss, damit Dinge, die davor liegen ge-
blieben sind, bedient werden können. 

Eine Grundlage, die wir sehen, um gegebenenfalls die Fördermittel strategisch zu ver-
teilen, stellt aus unserer Sicht die Datenbank dar, weil durch diese klarer wird, an wel-
chen Stellen wie viele Ressourcen nötig sind, um bestimmte Bedarfe zu decken. 

Das ist auch eine Brücke zur Frage nach den Reifegraden. Wir sehen keinen klaren 
Zusammenhang hinsichtlich der Größe der Kommunen. Vielmehr war es entschei-
dend, was es davor schon gab, also welche Absprungbasis man hatte. Es gab einzelne 
Kommunen, in denen es ein langer Prozess war, ein Lenkungsgremium zum Laufen 
zu bringen, andere hatten so etwas schon in einer Modellphase. Das sind also eher 
die Reifegrade, die wir sehen. 

Die Größe der Kreise ist natürlich immer ein Punkt. Wenn man so ein Beratungsange-
bot in der Fläche anbieten möchte, ist die Herausforderung bei Flächenkreisen natür-
lich schon ganz praktisch größer. 

Wir haben abschließend auch nach Perspektiven und der Weiterarbeit nach dem Ende 
der Evaluation gefragt. Grundsätzlich haben wir eine sehr dauerhaft etablierte Struktur 
wahrgenommen, und das gilt auch aus dem Selbstverständnis der Beteiligten heraus. 
KIM ist also kein Projekt für die Leute, sondern eine Struktur. 

Kathrin Nachtsheim (Ramboll Deutschland): Noch ein Aspekt zu den Synergien: 
Rechtskreisübergreifende Beratung beinhaltet natürlich immer einen synergetischen 
Effekt, weil die Klient*innen nicht zu drei, vier, fünf Stellen für ihre Beratungsanfragen, 
Beratungsgespräche gehen, da der Erstkontakt und die Beratung gebündelt werden 
können. Die Ergebnisse aus der Datenbank – Nikola, du hast darauf schon Bezug 
genommen – werden zeigen, welche besonderen Beratungsbedarfe es gibt. Es wird 
Ausschläge dort geben, wo es besonders großen Beratungsbedarf gibt. Aber die Sy-
nergie ist durch die rechtskreisübergreifende Zusammenarbeit allein schon deshalb 
gegeben, weil es nur einen ersten Kontakt gibt. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Erst einmal danke für das Interesse an der 
Evaluation. Ich komme zur Frage von Herrn Keith zu den Kosten: Ich verweise darauf, 
dass wir durch das Teilhabe- und Integrationsgesetz dazu verpflichtet sind, Evaluatio-
nen durchzuführen. Ich will deutlich machen, dass die Evaluation dazu dient, uns wei-
terzuentwickeln. Außerdem sind Mittel, die wir verwenden, um eine gute Integration zu 
ermöglichen, sodass Menschen zum Beispiel eine Erwerbstätigkeit aufnehmen kön-
nen, aus meiner Sicht generell gut investiert. Ich bin fest davon überzeugt, dass uns 
das – wenn man es denn so möchte – auch volkswirtschaftlich betrachtet etwas bringt. 
Dass Sie das infrage stellen, wundert mich persönlich nicht so sehr, aber ich weise 
nochmals darauf hin, dass wir auch gesetzlich dazu verpflichtet sind. 

(Beifall von der SPD und den GRÜNEN – Zuruf von Thorsten Klute 
[SPD] – Andreas Keith [AfD]: Ich habe das nicht infrage gestellt, ich 
habe eine Frage gestellt!) 
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Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Die Ministerin. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Herr Baran hatte darauf hingewiesen, dass 
in der Evaluation die Bedeutung der Erwerbstätigkeit bzw. der Steigerung der Erwerbs-
tätigkeit angeführt worden sei. Ich hatte erwartet, dass eine Frage dazu kommt, welche 
Erkenntnisse wir aus der Evaluation gezogen haben. Ich mache das jetzt mal proaktiv. 

(Volkan Baran [SPD]: Das wäre die Frage gewesen! – Heiterkeit) 

– Ich habe quasi vorhergesehen, dass Sie diese Frage eigentlich stellen wollten. – Das 
Ministerium hat bereits ab Mitte 2025 – da war ich noch nicht dabei – aus KIM heraus 
die Initiative „NRW.integrativ“ entwickelt, und zwar mit den Ziel, dass Menschen qua-
lifiziert werden und eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung aufnehmen. Ich 
finde das aus zwei Gründen wichtig: zum einen für die Menschen selbst, da es ent-
scheidend ist, dass sie in Beschäftigung kommen; zum anderen mit Blick auf den Fach-
kräftemangel, das es absolut notwendig ist, alle Potenziale, die es gibt, für den Arbeits-
markt zu nutzen. 

Stichwort „Fortbildungen“: Die sind zum Beispiel zu „NRW.integrativ“ gemacht worden; 
passgenau zu den jeweiligen Themen und Programmen sind also entsprechende Fort-
bildungen entwickelt und angeboten worden. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich habe eine Frage dazu, was das Ministerium daraus 
zieht. Mit Blick auf Baustein 2 haben wir feststellen müssen, dass nur in sieben Ge-
bietskörperschaften die Stellen wie geplant besetzt waren. In 44 Gebietskörperschaf-
ten waren die Stellen unterbesetzt. In 47 Gebietskörperschaften – das ist schön positiv 
formuliert – „standen im Juni 2024 mindestens 50 % der vorgesehenen Stellen im KIM-
Case-Management zur Verfügung“. Das bedeutet andersherum, … 

(Zuruf von Volkan Baran [SPD]) 

– Genau. – … dass bei allen Gebietskörperschaften nicht mal 50 % zur Verfügung 
stehen – zumindest habe ich es so gelesen; ansonsten korrigieren Sie mich gerne. 
Wie also kann man diesbezüglich für Abhilfe sorgen? 

Außerdem hätte ich noch eine Frage zur Typologisierung – die müssen Sie aber nicht 
selbst beantworten. Mich würde interessieren, worauf Sie zurückführen, dass es unter 
dem Strich in den Kreisen eine wesentlich negativere subjektive Wahrnehmung der 
Beratungsinfrastruktur gibt, und zwar unabhängig davon, ob es ein eher ländlicher 
oder eher städtischer Kreis ist. Darüber hinaus: Wie kommt es, dass ausgerechnet 
Herne, der Kreis Düren und der Hochsauerlandkreis nicht definierbar, nicht zuordenbar 
waren? 

Andreas Keith (AfD): Frau Ministerin, ich bedaure sehr, dass Sie schon als einfaches 
Mitglied im Hauptausschuss meinen Ausführungen nicht folgen konnten. 

(Lachen von Ministerin Verena Schäffer [MKJFGFI]) 

Ich hätte mir gewünscht, dass Sie als Ministerin, als die Sie ja das Land insgesamt 
repräsentieren, eine steilere Lernkurve hingelegt hätten – aber gut, geschenkt. 
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(Widerspruch von der CDU und der SPD) 

Die Frage bleibt trotzdem bestehen. Es interessiert nicht nur mich, sondern natürlich 
auch viele Menschen da draußen, was ein solches Regierungshandeln kostet, in die-
sem Fall die Beauftragung externer Unternehmen mit einer Studie. Das ist eine relativ 
einfache Frage, und ich bitte darum, dass Sie eine entsprechende Antwort geben. An-
sonsten müssten wir das mittels anderer Möglichkeiten machen, etwa Kleiner oder 
Großer Anfragen, die aber wieder Kapazitäten in den Ministerien binden würden. 

(Zuruf von Volkan Baran [SPD]) 

Henriette Reichwald (Ramboll Deutschland): Zur Typologisierung: Die erste Befra-
gung, die wir mit den KIM-Case-Manager*innen durchgeführt haben, war zur subjekti-
ven Wahrnehmung der Beratungsinfrastruktur. Uns erklärt sich das so, dass es in städ-
tischen Kreisen im Vergleich zu kreisfreien Städten eine andere Struktur gibt. Das war 
für uns ein Hilfsindikator, um Typen zu bilden. Wir haben aber gesehen, dass diese 
Typen an sich keinen Einfluss auf die Erkenntnisse bzw. Ergebnisse nahmen, die wir 
nachher erhalten haben. Dort steht immer ländliche oder städtische Kreise, aber die 
Typen an sich hatten nicht den Einfluss, den wir erwartet hatten. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich fürchte, dass ich mich falsch ausgedrückt habe, 
dass ich falsch verstanden wurde. Mich würde interessieren, wie Sie es sich erschlie-
ßen, dass in den Kreisen unter dem Strich eine negative Wahrnehmung der Bera-
tungsinfrastruktur vorgeherrscht hat; Ausnahme war Typ 3, aber das sind relativ wenig 
Kreise mit insgesamt nicht vielen Einwohnern. In den Städten wurde das hingegen 
durchaus positiver bewertet. 

Henriette Reichwald (Ramboll Deutschland): Das war zwar nicht der Schwerpunkt 
der Evaluation, aber wir erschließen uns, dass es ganz klar das Angebot ist. In den 
Städten gibt es einfach viel mehr Beratungsstellen, auch personell stärker besetzt. Die 
Ressourcen sind anders verteilt als in ländlichen Gebieten. Wir haben gehört, dass 
dort mit KIM teilweise das erste Beratungsangebot für zugewanderte Menschen etab-
liert worden ist, was sich in den Städten von vornherein ganz anders darstellt. Das 
zieht sich auch durch die psychotherapeutische bzw. ärztliche Unterstützung, die in 
ländlichen Gebieten des gesamten Bundesgebiets bekanntermaßen schlechter ist. 
Deswegen haben wir das als gegeben hingenommen. Es war für uns wie gesagt nur 
ein Hilfsindikator, um diese Cluster zu bilden. Die Stadt bzw. die Kreise, die nicht auf-
genommen worden sind, konnte man übrigens keinem Cluster eindeutig zuordnen. 
Deswegen ist das weggefallen. Da wir aber bei den ersten Analysen gemerkt haben, 
dass diese Typenbildung nicht ausschlaggebend war, haben wir das nicht vertieft bzw. 
weiterentwickelt. Vielmehr war es für uns eine Hilfe, die Kreise und kreisfreien Städte 
irgendwie greifbar zu machen und eine Auswahl für die Fallstudien zu treffen etc. 

Dr. Nikola Ornig (Kienbaum Consultants International): Zur Frage der Besetzungs-
quoten: Tatsächlich war es so, wie Sie es dargestellt haben. Vor allem mit Blick auf 
Baustein 2 war es an verschiedenen Standorten nicht immer vollständig besetzt. 
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Grundsätzlich ist es so, dass die Stellen aus Baustein 2 zwischen den Gebietskörper-
schaften stark hinsichtlich dessen variieren, wie viel vorgesehen war. Wir haben ja 
ausgewiesen, dass das Zahlen von Mitte 2024 waren; wir haben keine ganz aktuellen 
Zahlen. Da waren es auch Effekte längerer Aufbauprozesse in manchen Kommunen. 
Es war für unsere Evaluation insgesamt eine Herausforderung, dass es bei manchen 
bereits im ersten Jahr unserer Untersuchung sehr schnell gut etablierte Strukturen 
gab, sich das bei anderen aber erst nach und nach aufgebaut hat. 

Ich glaube, dass es ganz grundsätzlich so ist, dass das KIM-Case-Management ein 
anspruchsvolles Tätigkeitsprofil hat. Wenn man sich mit der Fachkräftesituation in ge-
wissen Bereichen auseinandersetzt, verwundert es wenig, dass manche Stellen offen-
bleiben. Das sieht man auch bei anderen Programmen. 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Die Kosten liegen mir vor. Ich bin mir aber 
nicht sicher, ob wir das in diesem Fall öffentlich machen können. Es gibt ja häufig 
rechtliche Gründe, die dagegen sprechen. Ich werde das abklären und dann eventuell 
einen Nachbericht liefern. 

(Kopfnicken von Andreas Keith [AfD]) 

Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ich danke Ihnen, Frau Dr. Ornig, Frau Nachtsheim, 
Frau Reichwald, dass Sie heute hier gewesen sind. Ihnen allen danke ich für die De-
batte. 

(Beifall) 
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2 Organisierten Missbrauch von Sozialleistungen im Rahmen der Arbeitnehmer-

freizügigkeit konsequent bekämpfen – von Armutszuwanderung betroffene 
Kommunen besser unterstützen! 

Antrag 
der Fraktion der FDP 
Drucksache 18/15600 

Ausschussprotokoll 18/1142 (Anhörung vom 04.02.2026) 

(Überweisung des Antrags an den Ausschuss für Arbeit, Ge-
sundheit und Soziales – federführend –, den Integrationsaus-
schuss, den Ausschuss für Heimat und Kommunales sowie den 
Innenausschuss am 17.09.2025) 

Thomas Nückel (FDP) weist darauf hin, dass das von seiner Fraktion skizzierte Prob-
lem auch immer wieder in amtlichen Bekanntmachungen oder den Tagesordnungen 
von Bezirksvertretungs- und Stadtratssitzungen aufgebracht werde. In großen Städ-
ten, insbesondere im Ruhrgebiet, existierten seit Jahren mafios organisierte Struktu-
ren, die benachteiligte Menschen aus Südosteuropa anwürben, um sie in ausbeuteri-
sche Abhängigkeitsverhältnisse zu zwingen. Diese Menschen würden in den Kommu-
nen in maroden Immobilien, sogenannten Schrottimmobilien, untergebracht und mit 
fingierten Arbeitsverträgen ausgestattet, um Sozialleistungen wie Bürger- oder Kinder-
geld abzuschöpfen.  

Ein Sozialstaat könne aber nur funktionieren, wenn es Regeln gebe, deren Nichtbe-
achtung spürbar geahndet werde. Geschehe das nicht, führe diese Art des Leistungs-
missbrauchs dazu, dass das Vertrauen in die Gerechtigkeit des gesamten Systems 
verloren gehe. 

Es brauche klare Zuständigkeiten sowie einen effektiven Austausch, eine bessere di-
gitale Vernetzung zwischen allen relevanten Akteuren. Dazu zählten unter anderem 
Melde- und Sozialbehörden, Liegenschaftskataster und Gewerberegister; auch die Er-
mittlungsbehörden, Hauptzollämter und Staatsanwaltschaften, vermissten eine ge-
meinsame Datenplattform. Wichtig seien automatisierte Mitteilungen zu Aspekten wie 
Abmeldungen, unbewohnbaren Immoblien oder Schulfehlzeiten. 

Die Landesregierung habe seit Einbringung des vorliegenden Antrags durchaus einige 
Punkte in Angriff genommen. So seien baurechtliche Fragen angegangen und Kon-
trollaktionen durchgeführt worden. Auch der Bundesrat habe im Sinne des Antrags 
agiert. Nichtsdestotrotz bleibe mit Blick auf die Rechtsgrundlagen, den Datenaus-
tausch noch einiges zu tun. Das MKJFGFI etwa müsse vor allem für eine dauerhafte 
und verlässliche finanzielle Unterstützung der von diesen Problemen betroffenen Kom-
munen sorgen, die allerdings deutlich über eine kurzfristige Wiederauflage des För-
derprogramms „Zuwanderung aus Südosteuropa“ hinausgehen müsse. Seine Fraktion 
fordere zudem, eine vierte Säule mit flexiblen Förderkriterien beim Kommunalen Integ-
rationsmanagement einzuführen. 
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Gönül Eğlence (GRÜNE) meint, dass in der Anhörung vor allem deutlich geworden 
sei, dass es darum gehen müsse, gegen die Hintermänner dieser Machenschaften 
vorzugehen, dass es sich im Endeffekt um Organisierte Kriminalität handle und die in 
Rede stehenden Menschen vor Ort auch als Opfer gelten müssten. Begrüßenswerter-
weise lägen mittlerweile die Förderrichtlinien für ein Programm zur Zuwanderung aus 
Südosteuropa vor, mittels dessen man die entscheidenden Hebel betätigen könne. 
Unter anderem brauche es eine Beratungsstruktur, eine rechtssichere und praktikable 
Umsetzung, klare Zuständigkeiten und Opferschutz. 

Peter Blumenrath (CDU) vertritt die Ansicht, dass die Maßnahmen der Koalition über 
die Forderungen im Antrag hinausgingen, weshalb dieser als überholt gelten müsse. 
So werde seitens des Landes mittlerweile der Ankauf einschlägiger Immobilien geför-
dert, um diese dann abreißen zu können. 

Ihren Ausführungen voranstellend, dass es sich beim beschriebenen Problem in der 
Tat um ein akutes handle, fährt Lisa-Kristin Kapteinat (SPD) mit der Erinnerung da-
ran fort, dass ihre Fraktion sich immer für SOE-Mittel starkgemacht habe. Zwar greife 
der Antrag durchaus wichtige Punkte auf, allerdings fehle es ihm an Differenziertheit, 
insbesondere hinsichtlich der bereits erwähnten Notwendigkeit, gegen die Hintermän-
ner dieser Machenschaften vorzugehen. 

Wolle man Leistungsmissbrauch effektiv bekämpfen, um das Vertrauen in den Sozial-
staat zu erhalten, müssten vor allem Scheinanmeldungen bzw. falsche Angaben kon-
sequent unterbunden werden, so Andreas Keith (AfD), was klare rechtliche Grundla-
gen für den Informationsaustausch sowie darauf aufbauend einfache digitale Verfah-
ren erfordere. Da die Freizügigkeit insgesamt nicht infrage gestellt werde, gelte es au-
ßerdem, gegen die Hintermänner vorzugehen, die die Armut der betroffenen Men-
schen ausnutzten. 

Von den vier im Antrag erhobenen Forderungen erachte seine Fraktion die ersten drei 
für sinnvoll, die vierte weniger. 

Der Ausschuss lehnt den Antrag mit den Stimmen der Frakti-
onen von CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die 
Stimmen der Fraktionen von FDP und AfD bei Enthaltung der 
SPD-Fraktion ab. 
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3 Gesetz zur Änderung von Vorschriften über die Anerkennung ausländi-

scher Berufsabschlüsse und über die weitere Entwicklung der Gesund-
heitsfachberufe 

Gesetzentwurf 
der Landesregierung 
Drucksache 18/17985 

(Überweisung des Gesetzentwurfs an den Ausschuss für Arbeit, 
Gesundheit und Soziales – federführend –, den Ausschuss für 
Wirtschaft, Industrie, Klimaschutz und Energie sowie den Integ-
rationsausschuss am 18.03.2026) 

Der Ausschuss stimmt dem Gesetzentwurf mit den Stimmen 
der Fraktionen von CDU, SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und FDP bei Enthaltung der AfD-Fraktion zu. 
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4 Zugriff auf Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen des 

Landes (Bericht beantragt von der FDP-Fraktion [siehe Anlage 3]) 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5062 

Thomas Nückel (FDP): Es ist positiv zu bewerten, dass – wenn auch nach längerer 
Vorlaufzeit – alle Unterkünfte an eine landesweite Schnittstelle angebunden worden 
sind. Meine Nachfrage dazu ist: Können über die landesweite Schnittstelle automati-
sierte Warnhinweise zu Abwesenheiten über mehrere Tage erzeugt werden? Falls 
nicht: Ist es geplant, eine derartige Funktion einzuführen? So könnten Überstellungs-
fristen aufgrund des Tatbestands des Flüchtigseins verlängert werden. Das ist ja ein 
Problem. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich bin auf Seite 3 über die zunächst einmal positiven 
Zahlen gestolpert, dass es von 2024 auf 2025 zu einem massiven Anstieg der Flugan-
meldungen gekommen ist, allerdings waren 2024 noch 48 % der Rückführungen er-
folgreich und 2025 und 2026 waren es 47 %. Dabei geht es mir nicht um den einen 
Prozentpunkt weniger, sondern eher darum, dass die Zahlen angesichts der auch hier 
im Ausschuss thematisierten Maßnahmen des Sicherheitspaketes in die andere Rich-
tung gehen sollten. Jetzt aber scheinen sie noch nicht einmal zu stagnieren. Auf der 
gleichen Seite gibt es den Hinweis: 

„Eine isolierte Betrachtung des Einflusses des Zugriffs der ZABen auf die 
elektronischen Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen auf 
die Erfolgsquote von Rückführungen und Überstellungen ist daher nicht 
zielführend.“ 

Daher meine Frage: Was ist der Ansatz, um zumindest über die magischen 50 % zu 
kommen, was erfolgreiche Rückführungen angeht? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Es wurde nach den Abwesenheiten gefragt. 
Ich glaube, dass dieses Instrument, das jetzt ausgerollt wurde, zwar wichtig ist, wir es 
aber auch nicht überhöhen sollten. Deshalb steht in dem Bericht auch, dass es nicht 
die einzige Maßnahme, der einzige Baustein sei. Ich bitte die Abteilung, gleich noch 
auf die einzelnen Punkte einzugehen, ich kann aber auf jeden Fall sagen, dass wir uns 
als Ministerium die Prozesse immer wieder anschauen, um herauszufinden, wie man 
dafür sorgen kann, dass mehr Rückführungen funktionieren. 

Der Bund hat gesagt – und ich glaube, dass das ein wesentlicher Baustein ist –, dass 
es bei der Zuständigkeit für die Durchführung der Überstellungen nach der Dublin-
Verordnung eine Zentralisierung geben sollte. Das ist bislang aber noch nicht einge-
treten. Man muss einfach sagen, dass das zwar immer wieder Richtung Bund adres-
siert wird, sich aber einfach nichts tut. Das wäre aus unserer Sicht aber einer der we-
sentlichen Aspekte. 
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MDgt’in Carola Holzberg (MKJFGFI): Ich fange mit der Frage an, ob automatisch 
aufpoppe, wie lange die abwesend seien: Das ist noch nicht der Fall. Im Moment ha-
ben wir eine sogenannte aktuelle Erfassung der Anwesenheit. Man guckt also hinein 
und stellt fest, dass diese Person um 14:44 Uhr anwesend ist. Das, wonach Sie gefragt 
haben, ist Teil der weiteren Fortentwicklung des Systems. Aktuell läuft es so, dass die 
Einrichtungsleitungen verpflichtet sind, den Zentralen Ausländerbehörden mitzuteilen, 
wenn eine Person nach ein paar Tagen wieder auftaucht, wieder anwesend ist. Das 
passiert im Moment noch im persönlichen, telefonischen oder wie auch immer gearte-
ten Kontakt, soll aber im Zuge der Weiterentwicklung digitalisiert werden. 

Frau Kapteinat, Sie haben recht, was die Zahlen angeht: Ich fand sie auch erfreulich. 
Eine kleine Anmerkung würde ich gerne machen: Für 2026 ist der Stand im Moment 
noch der 20. Februar. 

(Lisa-Kristin Kapteinat [SPD]: Das ist der, der uns übermittelt wurde!) 

– Ja, alles gut. Ich wollte nur sagen: Ich hoffe, dass sich die Zahl noch erfolgreich nach 
oben bewegt. 

Ich würde aber auch gerne aufgreifen, was Frau Ministerin gesagt hat: Das ist ein 
Baustein im Gesamtprozess. Wozu dient dieser Baustein? Dieser Baustein dient dazu, 
dass die Zentralen Ausländerbehörden sich im Vorfeld der Maßnahmen ein Bild davon 
machen können, ob beispielsweise jemand regelmäßig in der Einrichtung anzutreffen 
ist. Wir wissen alle – und das ist auch gut so –, dass das offene Einrichtungen sind, 
das heißt, die Menschen dürfen die Einrichtungen zu jeder Tages- und Nachtzeit ver-
lassen. Es gibt auch viele gute Gründe dafür, warum sie das tun. Nicht jedes Verlassen 
ist unerlaubt. Aber die Zentralen Ausländerbehörden können sich im Vorfeld der Maß-
nahmen ein Bild hinsichtlich der Anwesenheiten machen: Bedarf es bezüglich der zu 
überstellenden Person unter Umständen weiterer Maßnahmen, wie beispielsweise ei-
ner Terminankündigung? Wenn man nämlich jemanden nicht antrifft, ist klar, dass die 
Dublin-Überstellung nicht möglich ist. Man hat aber bei einmaligem Nichtantreffen 
auch nicht sofort eine Flucht. Man hat auch nicht unbedingt einen Überstellungshaft-
grund. Durch dieses System können die Zentralen Ausländerbehörden also schauen, 
ob Personen regelmäßig für längere Zeit abwesend sind, und haben dann die Mög-
lichkeit, eine sogenannte Terminankündigung zu machen. Das hat zur Folge, dass es 
automatisch einen Überstellungshaftgrund gibt, wenn die betroffene Person nach einer 
Terminankündigung nicht erreichbar ist. Die Person kann dann, wenn sie ergriffen 
wird, in Überstellungshaft genommen werden. 

Dem Sachstandsbericht zur UfA Büren unter TOP 7 können Sie entnehmen, dass eine 
bestimmte Prozentzahl in Überstellungshaft ist. Das sind die Folgewirkungen davon. 
Wenn ein Flüchtigsein generiert wird, kann man unter Umständen auch die Überstel-
lungsfrist verlängern. Man wendet sich dann an das BAMF, meldet den Vorfall, und 
das BAMF verlängert die Überstellungsfrist, was die Möglichkeit eröffnet, die Überstel-
lung in einem anderen Zeitfenster durchzuführen. 

Es gibt aber noch mehr Maßnahmen. Abgesehen von diesem Baustein sind die Zent-
ralen Ausländerbehörden gehalten, weitere Überstellungstermine wahrzunehmen, 
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wenn die Überstellungsfrist das zulässt. Es ist also ein Baustein im Gesamtkomplex – 
so muss man diese Maßnahmen sehen. 

Außerdem muss man sehen, dass es noch viele andere Gründe für ein Scheitern gibt, 
etwa Krankheit oder die jeweilige Person widersetzt sich einer Maßnahme. Es gibt 
neben der Nichtanwesenheit also noch verschiedene andere Gründe, die zur Stornie-
rungsquote beitragen. 

Insgesamt ist es uns aber natürlich ein Anliegen, einen möglichst effektiven Überstel-
lungsprozess zu gewährleisten. Wir arbeiten mit Hochdruck daran. Es gibt aber viele 
Bausteine, deshalb bitte ich darum, nicht nur diesen einen zu betrachten. 

Auch die Digitalisierung treiben wir natürlich voran, damit die Übermittlungs- bzw. In-
formationspflichten automatisiert ablaufen können. Wir alle wissen, dass viele Men-
schen viel zu tun haben, weshalb hinsichtlich der Informationen nicht immer alles rund-
laufen kann. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich habe es so verstanden, dass ein weiterer Baustein 
darin bestehe, dass die Zentralen Ausländerbehörden angehalten seien, innerhalb von 
sechs Monaten zu versuchen, eine weitere Rückführung zu organisieren. Sie haben 
wiederholt gesagt, dass es noch weitere Bausteine gebe, so steht es auch im Bericht. 
Mir ist aber nicht klar, mittels welcher Bausteine die Landesregierung im Moment daran 
arbeitet, die Quote tatsächlich zu erhöhen. Über die freiwilligen Ausreisen beispiels-
weise – die auch als Grund für ein Nichtantreffen genannt werden – hieß es in einem 
anderen Bericht, dass diese in Nordrhein-Westfalen unterproportional ausgeprägt 
seien. Von daher die Frage: Was sind die anderen Bausteine, mit denen das Land im 
Moment arbeitet, um die Quote zu erhöhen? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Es gibt gerade sowohl innerhalb des Minis-
teriums als auch auf Bund-Länder-Ebene verschiedene Arbeitsgruppen dazu. Ich 
würde vorschlagen, dass wir dazu für die nächste Sitzung einen ausführlicheren Be-
richt erstellen, um die einzelnen Punkte durchgehen zu können. 

(Kopfnicken von MDgt’in Carola Holzberg [MKJFGFI]) 
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5 Integrationsministerkonferenz 2026 (Bericht auf Wunsch der Landesregierung) 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Wir hatten in der vergangenen Woche die 
Integrationsministerkonferenz in Nordrhein-Westfalen zu Gast. Aktuell sind wir das 
Vorsitzland, am 1. Juli geben wir ab an Rheinland-Pfalz. Ich will mich beim Team be-
danken. Ich glaube, das war eine sehr gut organisierte Konferenz, es gab auch viele 
positive Rückmeldungen. 

Wichtig ist aber vor allem, was wir inhaltlich beschlossen haben. Die Beschlüsse sind 
in den nächsten zwei, drei Wochen online einsehbar, das heißt, sie können dann auch 
nachvollzogen werden. Ich versuche, mich auf die wichtigsten Punkte zu konzentrieren. 

In dem Leitantrag, den wir eingebracht haben, wurde deutlich gemacht: Deutschland 
ist ein Einwanderungsland. – Wir wollen die Chancen der Einwanderung und Integra-
tion nach vorne stellen. Wir haben festgestellt, wie wichtig Antidiskriminierungsarbeit 
ist, und die Bedeutung der Sprache herausgestellt. 

Das ist eine Überleitung zu einem Thema, das auf dieser Konferenz sehr prominent 
war und sich ein Stück weit durch verschiedene Beschlüsse und Diskussionen zog, 
die wir mit dem Bund geführt haben. Anwesend waren das BMI, das BMAS, das 
BMBFSFJ und die BA. Durchgezogen durch die Diskussionen hat sich die Kritik der 
Länder am Zulassungsstopp bei den Integrationskursen. Das wurde eigentlich von al-
len Ländern bis auf Bayern sehr kritisch gesehen. Sie haben darauf hingewiesen, dass 
wir diese Zulassung brauchen, damit Menschen Deutsch lernen und somit teilhaben 
und Zugang zum Arbeitsmarkt bekommen können. 

Ein weiteres Thema war der angekündigte Förderstopp bei der Asylverfahrensbera-
tung ab dem nächsten Jahr. Das ist eine Sache, die wir vom Bund sehr kurzfristig 
erfahren haben und die natürlich alle Länder vor große Herausforderungen stellt. Auch 
das hat zu sehr viel Kritik geführt. Ich bin gespannt, was der Bund jetzt unternimmt, bin 
aber wenig optimistisch, dass er seine Meinung ändern wird – aber wir werden sehen. 
Der Bund ist ja genau wie wir in der Haushaltsaufstellung. Wir haben auf jeden Fall 
mittels eines Beschlusses sehr deutlich gemacht, dass wir die Asylverfahrensberatung 
für notwendig und sinnvoll halten. 

Ansonsten haben wir aus Nordrhein-Westfalen noch mehrere Anträge eingebracht, die 
ich nur schlagwortartig nennen will. So haben wir gesagt, dass Integration bei der Ge-
meinnützigkeit als Zweck berücksichtigt werden sollte. Außerdem haben wir gesagt, 
dass es einen besseren Schutz der Privatadressen von Mitarbeitenden in staatlich ge-
förderten Beratungsstrukturen geben sollte. Da geht es um Auskunftssperren. Wir fän-
den es also sehr sinnvoll, bundesrechtlich aufzunehmen, dass zum Beispiel Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter von Antidiskriminierungsstellen sich wünschen können, dass 
ihre Privatadressen geschützt werden, damit sie nicht Ziel von Angriffen werden. Das 
ist auch entsprechend beschlossen worden. Außerdem haben wir einen Beschluss 
hinsichtlich der Unterstützung des Bundes bei der Einwanderung aus Südosteuropa 
gefasst. Es geht um Integration, aber auch um die Verhinderung von krimineller Aus-
beutung – das Thema hatten wir ja eben schon.  
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Ich glaube, dass das eine wichtige Konferenz war. Wir aus Nordrhein Westfalen konn-
ten wichtige Punkte anbringen. Ich hoffe natürlich sehr, dass der Bund sich dieser 
Themen annimmt, damit es auch in Zukunft eine gelingende Integrationspolitik geben 
kann. 
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6 Sachstand zur zweiten nordrhein-westfälischen Abschiebehaftanstalt in 

Mönchengladbach-Rheindahlen (Bericht beantragt von der SPD-Fraktion [siehe 
Anlage 4]) 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Die Landesregierung arbeitet weiter intensiv 
an der Planung einer zweiten Abschiebehaftanstalt in Nordrhein-Westfalen, nämlich in 
Mönchengladbach. Dazu stehen das Land Nordrhein-Westfalen, der Bund und die 
Kommune weiterhin in einem engen und konstruktiven Austausch. Die notwendigen 
Prozesse werden parallel gedacht und geplant, dazu gehören unter anderem das Bau-
planungsrecht und der Grundstücksankauf von der Bundesanstalt für Immobilienauf-
gaben, also der BImA, der Eigentümerin der Liegenschaft. Die Verkaufsverhandlungen 
mit der BImA – das wissen Sie – liegen federführend beim FM und dem BLB. 

Nachdem im November 2025 die Gespräche mit dem Bund zur Aufhebung des Mora-
toriums und der Nutzungsaufteilung erfolgreich abgeschlossen werden konnten, 
wurde als weiterer wichtiger Schritt zwischenzeitlich der Abschlussbericht der Mach-
barkeitsstudie fertiggestellt. Diese Machbarkeitsstudie wurde Mitte April – also erst 
kürzlich – den kommunalen Gremien vorgestellt, und zwar der Bezirksvertretung West 
und dem zuständigen Ausschuss für Planung, Bauen und Stadtentwicklung der Stadt 
Mönchengladbach. Der Abschlussbericht ist auf der Internetseite der Stadt Mönchen-
gladbach öffentlich einsehbar. 

Die Machbarkeitsstudie kommt zu dem Ergebnis, dass die Errichtung der Unterbrin-
gungseinrichtung grundsätzlich realisierbar und im Einklang mit den Belangen von Na-
tur und Landschaft sowie den bereits ortsansässigen Nutzungen möglich sei. Weitere 
für die Planung erforderliche Gutachten, wie beispielsweise ein Verkehrsgutachten 
oder vorbereitende Bodengutachten, befinden sich in der Finalisierung. Die fertigge-
stellte Machbarkeitsstudie bildet die Grundlage für die weitere Abstimmung mit der 
Kommune zum Bauplanungsrecht. Sobald die Kommune eine Entscheidung zum Bau-
planungsrecht getroffen hat – in diesem Feld liegt gerade der Ball –, kann die Termin-
planung zur Umsetzung des Neubaus der UfA angepasst und aktualisiert werden. 
Dann kann auch der wettbewerbliche Dialog gestartet werden, um ein planendes und 
ausführendes Unternehmen zur Realisierung des Projektes zu finden. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Sie haben eben gesagt, dass die Terminplanung an-
gepasst werden könne. Allerdings liegt uns die Terminplanung bisher noch nicht vor. 
Vielleicht können Sie noch ein bisschen zum Zeitrahmen ausführen. Außerdem könn-
ten Sie sagen, ob mittlerweile ein Grundstückskauf stattgefunden hat. 

Die UfA macht vom finanziellen Volumen her praktisch die Hälfte des gesamten Si-
cherheitspaketes aus: Wie viel von diesen 200 Millionen Euro sind bisher schon aus-
gegeben worden?  

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Zum Verkauf bzw. Ankauf hatte ich ja aus-
geführt, dass die Verhandlungen gerade stattfänden, also noch nicht abgeschlossen 
seien.  
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Es ist total schwierig, einen konkreten Zeitplan zu nennen, weil es erst einmal das 
Planungsrecht braucht. Das ist die Grundlage. Viele von uns haben eine kommunal-
politische Vergangenheit und wissen, dass diese Dinge Zeit brauchen, einfach dauern. 
Deshalb wäre ich persönlich sehr zurückhaltend, was einen Zeitplan angeht. 

MRʼin Anne Seewald (MKJFGFI): Wir können derzeit wirklich keine Zeitangaben ma-
chen. Es ist absolut davon abhängig, ob bzw. wann die Stadt entscheidet, das Bau-
planungsrechtverfahren zu betreiben. Die Aussage aller Beteiligten ist: Das ist der 
Startschuss; dann fängt man an, in die Zeitplanung zu gehen. – Im Moment können 
wir dazu leider nichts sagen. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Ich hätte nicht nach dem Zeitplan gefragt, wenn die 
Ministerin nicht gesagt hätte, dass die Terminplanung angepasst werden könne. Weil 
von Anpassung gesprochen wurde, bin ich davon ausgegangen, dass schon etwas 
vorliegt. 

Noch mal die Frage: Wie viel Gelder sind bisher verausgabt worden? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Nach meinen Informationen liegen wir abso-
lut im Zeitplan; es gab einen Zeitplan für die letzten Monate, und da liegen wir drin. 
Der Zeitplan sah vor, dass wir Anfang des Jahres mit der Finalisierung der Machbar-
keitsstudie fertig sind, und das haben wir geschafft. Wir sind aktuell also wie gesagt 
voll im Zeitplan. Vielleicht war meine Aussage von eben missverständlich, wenn es 
sich so anhörte, als müssten wir den Zeitplan nach hinten anpassen. Das stimmt aber 
nicht. 

MRʼin Anne Seewald (MKJFGFI): Ich glaube, die Frage wurde schon in einer der 
letzten Ausschusssitzungen gestellt. Es ist noch überhaupt kein Geld geflossen. Es 
gibt Verpflichtungsermächtigungen, aber keine Barmittel. Von daher ist noch nichts 
passiert. 

Lisa-Kristin Kapteinat (SPD): Es scheint also einen Zeitplan zu geben, daher muss 
ich nachfragen: Wie sieht der für die Zukunft aus? 

Ministerin Verena Schäffer (MKJFGFI): Es liegt ein Zeitplan für die letzten andert-
halb Jahre vor – den habe ich hier –, und der wurde voll erfüllt. Wir sind also voll im 
Zeitplan, es ist alles genauso, wie es geplant wurde. Wir warten gerade darauf, dass 
Bauplanungsrecht geschaffen wird. Solange das nicht da ist, macht es wenig Sinn, 
Zeitpläne zu erstellen. Wir müssen einfach warten, bis es da ist. 

Natürlich stehen wir weiter im engen Austausch mit der Kommune, mit dem Bund. Das 
FM ist wie gesagt gerade in Gesprächen bzw. Verkaufsverhandlungen mit der BImA, 
das läuft also parallel. 
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Vorsitzender Dr. Gregor Kaiser: Ergänzend von meiner Seite: Die kommunalen Gre-
mien müssen tagen, und auf die Festsetzung der Termine hat die Landesregierung 
meines Erachtens relativ wenig Einfluss. Die Verantwortung liegt beim Hauptverwal-
tungsbeamten vor Ort, und deswegen müssen wir schauen, was sich in den nächsten 
Wochen und Monaten in der Stadt Mönchengladbach zu diesem Thema ergibt. 
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7 Sachstand zur UfA Büren 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5038 

– keine Wortbeiträge 
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8 Aktueller Sachstand zu Zugängen, Zuweisungen, Unterbringung und Ver-

sorgung von geflüchteten Menschen in Nordrhein-Westfalen 

Bericht 
der Landesregierung 
Vorlage 18/5024 
Vorlage 18/5060 

– keine Wortbeiträge 
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9 Verschiedenes 

– keine Wortbeiträge 

gez. Dr. Gregor Kaiser 
Vorsitzender 

4 Anlagen 
12.05.2026/13.05.2026 
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Seit 2020 wird durch die Landesregierung die flächendeckende Einführung des 
Kommunalen Integrationsmanagements NRW gefördert.
Grundlagen KIM NRW

2April 2026Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1

' KIM ist im Teilhabe- und Integrationsgesetz NRW verankert.

' Ziel ist es, die kommunale Integrationsinfrastruktur in NRW durch 

die Implementierung in allen kreisfreien Städten, Kreisen und der 

StädteRegion Aachen systematisch weiterzuentwickeln.

' KIM richtet sich an Menschen mit Einwanderungsgeschichte, neu 

Eingewanderte sowie zukünftig nach NRW Einreisende, um ihnen 

passgenaue Integrationsangebote zu ermöglichen.

Die Förderung gliedert sich in drei Bausteine, 

in denen über fachbezogene Pauschalen 

zusätzliche Personalstellen gefördert werden:

im Bereich der Koordinierung bzw. des 

strategischen Overheads sowie 

Verwaltungsassistenzstellen

im rechtskreisübergreifenden 

KIM-Case Management

bei den Ausländer- und 

Einbürgerungsbehörden

Ziele und Zielgruppen Förderung

2

1

3
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Los 1 der Evaluation liefert umfangreiche Befunde zum Aufbau und zur Umsetzung 
des KIM in den 54 Kreisen und kreisfreien Städten (beteiligte Stellen,
Gesamtorganisation u. a.) sowie zu Effekten auf die Arbeit im Kernbereich der 
Integrationsbehörden. 

Auftrag der begleitenden Evaluation (2023 – 2025)
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Befunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIM

Die Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Lenkungsgruppen wurden als rechtskreisübergreifende Steuerungsgremien Steuerungsgremien Steuerungsgremien Steuerungsgremien Steuerungsgremien etabliert. Sie etabliert. Sie etabliert. Sie 
sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.sind zentral für Strukturveränderungen und haben Alleinstellungsmerkmale vor Ort.

BesetzungBesetzung

Relevante Akteure wirken mit, Relevante Akteure wirken mit, Relevante Akteure wirken mit, Relevante Akteure wirken mit, Relevante Akteure wirken mit, 
häufigste Nennungen:häufigste Nennungen:häufigste Nennungen:häufigste Nennungen:

Ausländerbehörde (97,8 %)Ausländerbehörde (97,8 %)Ausländerbehörde (97,8 %)Ausländerbehörde (97,8 %)

Jobcenter (95,7 %)Jobcenter (95,7 %)Jobcenter (95,7 %)

Einbürgerungsbehörde (93,5 %)Einbürgerungsbehörde (93,5 %)Einbürgerungsbehörde (93,5 %)Einbürgerungsbehörde (93,5 %)Einbürgerungsbehörde (93,5 %)

Fach-/Geschäftsbereiche, u. a./Geschäftsbereiche, u. a./Geschäftsbereiche, u. a./Geschäftsbereiche, u. a./Geschäftsbereiche, u. a.

• Bildung und Schule (84,8 %)Bildung und Schule (84,8 %)Bildung und Schule (84,8 %)Bildung und Schule (84,8 %)Bildung und Schule (84,8 %)

• Soziales (84,8 %)Soziales (84,8 %)Soziales (84,8 %)

Integrationsdezernent:inIntegrationsdezernent:inIntegrationsdezernent:inIntegrationsdezernent:in/-
beigeordnetebeigeordnete :r:r (82,6 %)82,6 %)

Kommunalverwaltung kreisKommunalverwaltung kreisKommunalverwaltung kreisKommunalverwaltung kreisKommunalverwaltung kreis-
angehöriger Kommunen (80,6 %)angehöriger Kommunen (80,6 %)angehöriger Kommunen (80,6 %)angehöriger Kommunen (80,6 %)angehöriger Kommunen (80,6 %)angehöriger Kommunen (80,6 %)

Bundesagentur für Arbeit (78,3 %)Bundesagentur für Arbeit (78,3 %)Bundesagentur für Arbeit (78,3 %)Bundesagentur für Arbeit (78,3 %)Bundesagentur für Arbeit (78,3 %)Bundesagentur für Arbeit (78,3 %)

• Einbindung der Leitungsebenen Einbindung der Leitungsebenen Einbindung der Leitungsebenen Einbindung der Leitungsebenen Einbindung der Leitungsebenen 
(„Leadership“)(„Leadership“)(„Leadership“)

• Kontinuität in der Besetzung, Kontinuität in der Besetzung, Kontinuität in der Besetzung, Kontinuität in der Besetzung, Kontinuität in der Besetzung, 
• Klare Zuständigkeiten, Klare Zuständigkeiten, Klare Zuständigkeiten, Klare Zuständigkeiten, 
• Nutzung von Fallanalysen und Nutzung von Fallanalysen und Nutzung von Fallanalysen und Nutzung von Fallanalysen und Nutzung von Fallanalysen und 

PraxiswissenPraxiswissen
• Baustein 1 als „Geschäftsstelle“ Baustein 1 als „Geschäftsstelle“ Baustein 1 als „Geschäftsstelle“ Baustein 1 als „Geschäftsstelle“ Baustein 1 als „Geschäftsstelle“ 

für die Lenkungsgruppefür die Lenkungsgruppefür die Lenkungsgruppefür die Lenkungsgruppe

ErfolgsfaktorenErfolgsfaktorenErfolgsfaktoren

% PriorisierungPriorisierungPriorisierung von Themen und von Themen und von Themen und 
Maßnahmen,Maßnahmen,Maßnahmen,

% DiskussionDiskussion integrationsrelevanter integrationsrelevanter integrationsrelevanter integrationsrelevanter 
Entwicklungen,Entwicklungen,Entwicklungen,

% Bündelung von Informationen und Bündelung von Informationen und Bündelung von Informationen und Bündelung von Informationen und Bündelung von Informationen und Bündelung von Informationen und 
Bedarfen,Bedarfen,

% Strategische Ausrichtung der Strategische Ausrichtung der Strategische Ausrichtung der Strategische Ausrichtung der Strategische Ausrichtung der Strategische Ausrichtung der 
Zusammenarbeit,Zusammenarbeit,Zusammenarbeit,

% Beschlussfassung mit Beschlussfassung mit Beschlussfassung mit Beschlussfassung mit Beschlussfassung mit 
strukturverändernder Wirkungstrukturverändernder Wirkungstrukturverändernder Wirkungstrukturverändernder Wirkungstrukturverändernder Wirkungstrukturverändernder Wirkung, 
teilweise auf Basis von Empfehlungen teilweise auf Basis von Empfehlungen teilweise auf Basis von Empfehlungen teilweise auf Basis von Empfehlungen teilweise auf Basis von Empfehlungen teilweise auf Basis von Empfehlungen teilweise auf Basis von Empfehlungen 
aus Projektaus Projekt- und Arbeitsgruppen.und Arbeitsgruppen.und Arbeitsgruppen.und Arbeitsgruppen.
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Arbeitssituation 

Kienbaum

Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln Auf der Arbeitsebene entwickeln ProjektProjekt- und Arbeitsgruppen und Arbeitsgruppen und Arbeitsgruppen und Arbeitsgruppen konkrete Lösungen für konkrete Lösungen für konkrete Lösungen für konkrete Lösungen für konkrete Lösungen für 
Schnittstellen und Bedarfe, häufigSchnittstellen und Bedarfe, häufigSchnittstellen und Bedarfe, häufigSchnittstellen und Bedarfe, häufigSchnittstellen und Bedarfe, häufigSchnittstellen und Bedarfe, häufigSchnittstellen und Bedarfe, häufig in den BereichBereichenen Arbeit, ChancenArbeit, ChancenArbeit, ChancenArbeit, Chancen-Aufenthalt und Sprache.Aufenthalt und Sprache.Aufenthalt und Sprache.Aufenthalt und Sprache.Aufenthalt und Sprache.Aufenthalt und Sprache.

April 2026April 2026Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1 5

Befunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIMBefunde zur Gesamtorganisation des KIM

Bearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter ThemenBearbeitung integrationsrelevanter Themen

• Interdisziplinäre Interdisziplinäre Interdisziplinäre 
Zusammensetzung Zusammensetzung Zusammensetzung 

• Klare Zieldefinition und Klare Zieldefinition und Klare Zieldefinition und Klare Zieldefinition und 
Arbeitsaufträge Arbeitsaufträge Arbeitsaufträge 

• Regelmäßige und Regelmäßige und Regelmäßige und 
strukturierte Treffenstrukturierte Treffenstrukturierte Treffen

• Verknüpfung mit Verknüpfung mit Verknüpfung mit 
strategischen Gremienstrategischen Gremienstrategischen Gremienstrategischen Gremien

• Nutzung von FallanalysenNutzung von FallanalysenNutzung von FallanalysenNutzung von Fallanalysen

ErfolgsfaktorenErfolgsfaktorenErfolgsfaktoren

* Durchschnittlich rd. 4 Durchschnittlich rd. 4 Durchschnittlich rd. 4 Durchschnittlich rd. 4 
ProjektProjekt- / Arbeitsgruppen. / Arbeitsgruppen. / Arbeitsgruppen. 

* Themen Themen kommen u. a. kommen u. a. kommen u. a. aus 
der Fallarbeit Fallarbeit KIM-Case 
ManagementManagement

* Mitwirkende Mitwirkende bestätigen ein bestätigen ein bestätigen ein 
zielgerichtetes Arbeiten zielgerichtetes Arbeiten zielgerichtetes Arbeiten zielgerichtetes Arbeiten 

* Transfer Transfer in die Praxis in die Praxis wird 
noch nicht flächendeckend noch nicht flächendeckend noch nicht flächendeckend noch nicht flächendeckend noch nicht flächendeckend 
bestätigt und sollte demnach bestätigt und sollte demnach bestätigt und sollte demnach bestätigt und sollte demnach bestätigt und sollte demnach 
gestärkt werden.gestärkt werden.gestärkt werden. ChancenChancen-AufenthaltAufenthaltAufenthalt

SprachkompetenzenSprachkompetenzenSprachkompetenzenSprachkompetenzenSprachkompetenzen A
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AusbildungAusbildungAusbildung

BildungBildung

Gesellschaftliche TeilhabeGesellschaftliche TeilhabeGesellschaftliche TeilhabeGesellschaftliche TeilhabeGesellschaftliche Teilhabe
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LeistungsbezugLeistungsbezugLeistungsbezugLeistungsbezug

WohnsituationWohnsituation
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Akteur:innen aus Verwaltung, Freier Wohlfahrt, Zivilgesellschaft und Wirtschaft 
sowie Mitarbeitende der KIM-Bausteine beobachten Wirkungen auf die eigene Arbeit.

April 2026Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1 6

Befunde zu Effekten des KIM

Mehrwert von KIM aus Perspektive der Akteur:innen

(Befragung der KIM-Akteur:innen 2025 (MZP2), N=1011, ausgewählte Zitate)

„Wir haben die Strukturen erfolgreich eingerichtet und die Netzwerke, die sehr mühsam aufzubauen waren, fangen an, 
Wirkung für die Zielgruppe zu entfalten. Es gibt erste Erfolge bei der Zielgruppe.“

Vertreter:in einer KIM-Koordinierungsstelle Baustein 1

„Durch KIM erfolgt eine Neuausrichtung des Integrationsnetzwerks mit dem Ziel, Lücken im System aufzudecken, 
entsprechende Maßnahmen zu entwickeln und Lösungen zu finden, damit die Integration und Teilhabe von Menschen mit 
Einwanderungsgeschichte nachhaltig gefördert wird.“

Vertreter:in eines Fach- bzw. Geschäftsbereichs eines Kreises

„Das KIM bringt alle relevanten Akteure der Integrationsarbeit regelmäßig zusammen. Dadurch wurden Synergien möglich -
und das Verständnis füreinander ist deutlich gewachsen!“

Vertreter:in einer Organisation der Freien Wohlfahrtspflege
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Das Handlungskonzept des Landes NRW hat sich als Grundlage und einheitlicher 
Rahmen für den Aufbau und die Umsetzung des KIM in den 54 Kreisen und 
kreisfreien Städten bewährt. 

In den Gebietskörperschaften hat das KIM unterschiedliche Reifegrade. An allen 
Standorten sind wesentliche Schritte der Strukturentwicklung erfolgt. 

Die Zusammenarbeit von Baustein 1, 2 und 3 ist zentrale Gelingensbedingung, um 
systemische Wirkungen zu erzielen.

Fazit der Evaluation
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Empfehlungen aus Los 1

Aus der Evaluation ergeben sich Empfehlungen zur Weiterführung und -entwicklung 
des KIM unter der Prämisse, den Integrationsbereich dauerhaft zu optimieren.

April 2026Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1 8

KIM als Maßnahme der Organisationsentwicklung

Beibehaltung zentraler Landesvorgaben: Handlungskonzept als verbindlicher Rahmen mit Gestaltungsspielräumen.

Weiterführung der Gremienstruktur: mit Lenkungsgruppe, Projekt-/Arbeitsgruppen und Fallauswertung.

Schärfung der Profile der Stellen in den Bausteinen und Stärkung der Zusammenarbeit: Hohes Potential in 
Baustein 1 als Begleiter von Strukturveränderung / Transformation durch

• dauerhafte Ausstattung des strategischen Overheads mit Kompetenzen und Kapazitäten
• Verortung bei / nahe der jeweiligen Leitungsebene der Kommunalverwaltung,
• Sicherstellung professioneller Arbeitsorganisation innerhalb des KIM mit stringentem Projektmanagement, 

Bekanntheit und Erreichbarkeit von Ansprechpartner:innen

Weiterentwicklung von Monitoring und Steuerung:
• Auf- und Ausbau der landesweiten Datenbank (Falldokumentation, Grundlage für Wirkungsanalysen)
• Nutzung der Daten als Steuerungsgrundlage.
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Dr. Nikola Ornig
Executive Director & Partnerin

Kienbaum Consultants International GmbH
Edmund-Rumpler-Straße 5

51149 Köln

Nikola.Ornig@kienbaum.de

+49 172 999 64 56
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Kienbaum

In Los 1 wurden KIIn Los 1 wurden KIIn Los 1 wurden KIIn Los 1 wurden KI-Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Leitungen regelmäßig sowie eine Vielfalt an Akteur:innenAkteur:innenAkteur:innen punktuell und punktuell und punktuell und 
vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 vertiefend befragt; an der Abschlusserhebung 2025 beteiligten sich über 1.000 Akteur:innenAkteur:innenAkteur:innen

April 2026April 2026Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1Evaluation KIM NRW | Ergebnisse Los 1 1010

Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 Hintergrundinformation zum Vorgehen und zur Datenbasis der Evaluation in Los 1 

0606

2023

0707 0808 0909 1010 1111 1212 0101 0202 0303 0404 0505 0606 0707 0808 0909 1010 1111 1212 0101 0202 0303 0404 0505 0606 0707 0808 0909 1010

2024 2025

Baseline-Messung          Messung          

(MZP 0)

Veränderungsmessung        Veränderungsmessung        Veränderungsmessung        

(MZP 1)

Baseline-Messung in 12 GK Messung in 12 GK Messung in 12 GK 

(MZP 0)

Veränderungsmessung Veränderungsmessung Veränderungsmessung 

(MZP 2)

Veränderungsmessung Veränderungsmessung Veränderungsmessung 

(MZP 3)(MZP 3)

Veränderungsmessung Veränderungsmessung Veränderungsmessung 

(MZP 4)(MZP 4)

Veränderungsmessung in 12 GK Veränderungsmessung in 12 GK Veränderungsmessung in 12 GK Veränderungsmessung in 12 GK 

(MZP 1)

Online-Befragung von Befragung von KIM-

Akteur:innenAkteur:innen in allen GK  (MZP 2)in allen GK  (MZP 2)in allen GK  (MZP 2)

Aufbereitung der Aufbereitung der Aufbereitung der KIM-

Handlungskonzepte Handlungskonzepte Handlungskonzepte in GK

Aufbereitung von Aufbereitung von Aufbereitung von Kennzahlen zum Kennzahlen zum Kennzahlen zum 

Case Management Case Management Case Management in allen GKin allen GK

Analyse von Analyse von DokumentenDokumenten zu 

KIM, Vorläuferprogrammen, KIM, Vorläuferprogrammen, KIM, Vorläuferprogrammen, KIM, Vorläuferprogrammen, 

LiteraturLiteratur

Aufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und SekundärdatenAufbereitung von Dokumenten und Sekundärdaten

Aufbereitung von relevanten Aufbereitung von relevanten Aufbereitung von relevanten Aufbereitung von relevanten 

(sozio-)demografischen )demografischen )demografischen 

Sekundärdaten Sekundärdaten der GK 

Explorative Interviews Explorative Interviews Explorative Interviews mit KI-Leitungen und Leitungen und KIM-Akteur:innenAkteur:innen Workshops Workshops mit KI-Leitungen und Leitungen und KIM-Akteur:innenAkteur:innen aus ausgewählten GKaus ausgewählten GKaus ausgewählten GK

Online-Befragungen von Befragungen von Befragungen von Akteur:innenAkteur:innen

Interviews und Workshops mit ausgewählten GKInterviews und Workshops mit ausgewählten GKInterviews und Workshops mit ausgewählten GKInterviews und Workshops mit ausgewählten GKInterviews und Workshops mit ausgewählten GKInterviews und Workshops mit ausgewählten GKInterviews und Workshops mit ausgewählten GK

AbschlussAbschluss-
bericht

Online-Befragungen aller KIBefragungen aller KIBefragungen aller KI-LeitungenLeitungen

Synthese und TransferSynthese und TransferSynthese und TransferSynthese und Transfer

Triangulation der TeilTriangulation der TeilTriangulation der Teil-Ergebnisse; Austausch mit MKJFGFI Ergebnisse; Austausch mit MKJFGFI Ergebnisse; Austausch mit MKJFGFI Ergebnisse; Austausch mit MKJFGFI Ergebnisse; Austausch mit MKJFGFI 

TransferveranstaltungTransferveranstaltungTransferveranstaltung

GesamtanalyseGesamtanalyse

TransferveranstaltungTransferveranstaltungTransferveranstaltung

Begleitend:Begleitend:
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RAMB LL Bright ideas. 
Sustainable change. 

p 

• 

4 

'1 1 

Ramboll

Evaluation des Kommunalen 
Integrationsmanagements 
(KIM) – Ergebnisse Los 2

Ergebnispräsentation 29.04.2026
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Ramboll
2

KIM wirkt erst durch die Zusammenarbeit der 
Systemebene und der individuellen Fallebene vor Ort.

Systemebene
Implementierung 
von KIM 

Individuelle 
Fallebene
Durchführung 
des KIM-CM

Abstimmung 
zwischen 

kommunalen 
Akteuren und 
Kooperations-
partner:innen

Rechtskreisübergreifende 
Beratung und Begleitung 

Identifikation und Lösung von 
systembezogenen Bedarfen
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RambollRamboll

Ein Förderansatz der 
funktioniert – Kernergebnisse 
der Fallebene

3
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Ramboll

Das KIM-CM ist implementiert, die 
Zugänge sind vielfältig und die 
Zusammenarbeit vor Ort reift.

• Das KIM-CM wurde flächendeckend verankert: ca. 80%* der 
Gebietskörperschaften teilen die KIM-CM-Stellen zwischen 
Verwaltung und Freier Wohlfahrt auf. In 85%** der 
Gebietskörperschaften arbeitet das KIM-CM dezentral. 

• KIM-CM-Konzepte wurden bis 2024 überall erstellt und 
weiterentwickelt: die anfängliche Skepsis vor Ort konnte durch Klarheit 
und Praxis deutlich reduziert werden.

• Zugänge finden über Fachberatungsstellen, behördliche Strukturen und 
über andere Ratsuchende und Communities statt.

• Das KIM-CM ist insbesondere für kleine kreisangehörige 
Kommunen mit einem geringen Personalstamm eine wichtige 
Unterstützung/Ressource.

4

„Durch die Prozesse konnte
Vertrauen gewonnen 
werden. Die anderen 

sehen, da passiert was und 
es ist langfristig angelegt.“

(KIM-Koordination, 
Fallstudie 2025)

„Bevor es KIM gab, gab es
überhaupt nichts.“

(KIM-Koordination, 
Themenbezogener 
Workshop 2025)

*Quelle: Kurzbefragung der KIM-Verantwortlichen und KIM-Case Manager:innen im August 2023. Antworten der KIM-Verantwortlichen, 
n=46. Ergänzt um Informationen des zuständigen Fachreferats.
**Quelle: Onlinebefragung KIM-Case Management 2024, Antworten der KIM-Verantwortlichen, n=28.
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Vertrauensbasis als Schlüsselfaktor: Die 
befragten KIM-Klient:innen nehmen die 
Beratungen sehr positiv wahr. 

Ramboll 5

„Wir haben großes „Wir haben großes „Wir haben großes „Wir haben großes 
Vertrauen in die KIMVertrauen in die KIMVertrauen in die KIMVertrauen in die KIMVertrauen in die KIM-Case 

Managerin. Wir können Managerin. Wir können Managerin. Wir können Managerin. Wir können Managerin. Wir können 
alles mit ihr besprechen, alles mit ihr besprechen, alles mit ihr besprechen, alles mit ihr besprechen, alles mit ihr besprechen, alles mit ihr besprechen, 
auch Dinge, die wir im auch Dinge, die wir im auch Dinge, die wir im auch Dinge, die wir im auch Dinge, die wir im 

Sozialamt uns nicht trauen, Sozialamt uns nicht trauen, Sozialamt uns nicht trauen, Sozialamt uns nicht trauen, Sozialamt uns nicht trauen, Sozialamt uns nicht trauen, 
anzusprechen. Sie ist wie anzusprechen. Sie ist wie anzusprechen. Sie ist wie anzusprechen. Sie ist wie anzusprechen. Sie ist wie anzusprechen. Sie ist wie 
eine Freundin, Schwester eine Freundin, Schwester eine Freundin, Schwester eine Freundin, Schwester eine Freundin, Schwester eine Freundin, Schwester 

oder Mutter.“ oder Mutter.“ oder Mutter.“ 

(KIM-Klient:inKlient:in,       
Fallstudie 2024)Fallstudie 2024)Fallstudie 2024)Fallstudie 2024)

„Wie waren die Treffen mit Ihrer KIM„Wie waren die Treffen mit Ihrer KIM„Wie waren die Treffen mit Ihrer KIM„Wie waren die Treffen mit Ihrer KIM„Wie waren die Treffen mit Ihrer KIM„Wie waren die Treffen mit Ihrer KIM-Case Managerin oder Ihrem Case Managerin oder Ihrem Case Managerin oder Ihrem Case Managerin oder Ihrem Case Managerin oder Ihrem 

KIM-Case Manager für Sie?“Case Manager für Sie?“Case Manager für Sie?“Case Manager für Sie?“

Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Erhebungszeitpunkt 1, n=339. 

5%5%

7%7%

17%

19%

21%

26%

25%

24%

76%

76%

71%

66%

61%

64%

⌀=4,70

⌀=4,68

⌀=4,65

⌀=4,60

⌀=4,56

⌀=4,55

Meine Anliegen werden ernst genommen.Meine Anliegen werden ernst genommen.Meine Anliegen werden ernst genommen.Meine Anliegen werden ernst genommen.Meine Anliegen werden ernst genommen.Meine Anliegen werden ernst genommen.

Meine KIM-Case Managerin/mein KIM-CaseMeine KIM-Case Managerin/mein KIM-CaseMeine KIM-Case Managerin/mein KIM-CaseMeine KIM-Case Managerin/mein KIM-CaseMeine KIM-Case Managerin/mein KIM-CaseMeine KIM-Case Managerin/mein KIM-Case
Manager nimmt sich Zeit für mich.Manager nimmt sich Zeit für mich.Manager nimmt sich Zeit für mich.Manager nimmt sich Zeit für mich.Manager nimmt sich Zeit für mich.

Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.Es geht in den Gesprächen darum, was ich möchte.

Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.Mir werden Angebote gemacht, die zu mir passen.

Mir werden konkrete HandlungsmöglichkeitenMir werden konkrete HandlungsmöglichkeitenMir werden konkrete HandlungsmöglichkeitenMir werden konkrete HandlungsmöglichkeitenMir werden konkrete HandlungsmöglichkeitenMir werden konkrete Handlungsmöglichkeiten
gezeigt.gezeigt.

Ich kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinemIch kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinemIch kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinemIch kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinemIch kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinemIch kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinemIch kann mit meiner KIM-Case Managerin/meinem
KIM-Case Manager über alles reden.KIM-Case Manager über alles reden.KIM-Case Manager über alles reden.KIM-Case Manager über alles reden.KIM-Case Manager über alles reden.

Stimme gar nicht zu (1)Stimme gar nicht zu (1)Stimme gar nicht zu (1) Stimme nicht zuStimme nicht zu Teils, teils Stimme zu Stimme voll und ganz zu (5)Stimme voll und ganz zu (5)Stimme voll und ganz zu (5) Keine AntwortKeine Antwort
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Das KIM-CM bietet bedarfsgerechte Unter-
stützung und Begleitung - hohe Relevanz 
von Sprache, Aufenthalt und Arbeit 

Ramboll 6

„Ich möchte wirklich Deutsch „Ich möchte wirklich Deutsch „Ich möchte wirklich Deutsch „Ich möchte wirklich Deutsch „Ich möchte wirklich Deutsch „Ich möchte wirklich Deutsch 
lernen, umgeschult werden, lernen, umgeschult werden, lernen, umgeschult werden, lernen, umgeschult werden, lernen, umgeschult werden, lernen, umgeschult werden, 

um ein Stadtbusfahrer zu sein, um ein Stadtbusfahrer zu sein, um ein Stadtbusfahrer zu sein, um ein Stadtbusfahrer zu sein, um ein Stadtbusfahrer zu sein, um ein Stadtbusfahrer zu sein, 
deutsche Papiere machen, eine deutsche Papiere machen, eine deutsche Papiere machen, eine deutsche Papiere machen, eine deutsche Papiere machen, eine deutsche Papiere machen, eine deutsche Papiere machen, eine 
Wohnung finden, als Busfahrer Wohnung finden, als Busfahrer Wohnung finden, als Busfahrer Wohnung finden, als Busfahrer Wohnung finden, als Busfahrer Wohnung finden, als Busfahrer 

arbeiten.“arbeiten.“

„Ich möchte einen passenden „Ich möchte einen passenden „Ich möchte einen passenden „Ich möchte einen passenden „Ich möchte einen passenden „Ich möchte einen passenden 
Job für mich finden. Ich habe Job für mich finden. Ich habe Job für mich finden. Ich habe Job für mich finden. Ich habe Job für mich finden. Ich habe Job für mich finden. Ich habe 
eine Behinderung, deshalb eine Behinderung, deshalb eine Behinderung, deshalb eine Behinderung, deshalb eine Behinderung, deshalb 

kann ich nicht überall arbeiten. kann ich nicht überall arbeiten. kann ich nicht überall arbeiten. kann ich nicht überall arbeiten. kann ich nicht überall arbeiten. kann ich nicht überall arbeiten. kann ich nicht überall arbeiten. 
Ich hoffe, einen perfekten Job Ich hoffe, einen perfekten Job Ich hoffe, einen perfekten Job Ich hoffe, einen perfekten Job Ich hoffe, einen perfekten Job Ich hoffe, einen perfekten Job 

für mich zu finden und für mich zu finden und für mich zu finden und für mich zu finden und für mich zu finden und 
selbstständig zu sein.“selbstständig zu sein.“selbstständig zu sein.“selbstständig zu sein.“selbstständig zu sein.“

(jeweils (jeweils KIM-Klient:innenKlient:innenKlient:innen, 
Onlinebefragung 2024/2025)Onlinebefragung 2024/2025)Onlinebefragung 2024/2025)Onlinebefragung 2024/2025)Onlinebefragung 2024/2025)Onlinebefragung 2024/2025)

„In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen „In welchen Bereichen haben Sie Ziele mit Ihren aktuellen KIM-Klient:innenKlient:innen festgehalten?“festgehalten?“festgehalten?“

83 %

75 %

73 %

58 %

57 %

54 %

50 %

39 %

35 %

14 %

Sprache

Aufenthalt und StaatsangehörigkeitAufenthalt und StaatsangehörigkeitAufenthalt und StaatsangehörigkeitAufenthalt und StaatsangehörigkeitAufenthalt und Staatsangehörigkeit

Ausbildung und ArbeitAusbildung und ArbeitAusbildung und Arbeit

Wohnen

ExistenzsicherungExistenzsicherungExistenzsicherung

Bildung

GesundheitGesundheit

KinderbetreuungKinderbetreuungKinderbetreuung

Soziale IntegrationSoziale IntegrationSoziale Integration

MobilitätMobilität

Quelle: Onlinebefragung KIMQuelle: Onlinebefragung KIMQuelle: Onlinebefragung KIMQuelle: Onlinebefragung KIM-Case Management 2024, Antworten der der KIMCase Management 2024, Antworten der der KIMCase Management 2024, Antworten der der KIMCase Management 2024, Antworten der der KIMCase Management 2024, Antworten der der KIMCase Management 2024, Antworten der der KIM-Case Manager:innen, n=396. MehrfachnennungenCase Manager:innen, n=396. MehrfachnennungenCase Manager:innen, n=396. MehrfachnennungenCase Manager:innen, n=396. MehrfachnennungenCase Manager:innen, n=396. MehrfachnennungenCase Manager:innen, n=396. Mehrfachnennungen
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Ramboll

Die individuelle Situation der KIM-
Klient:innen verbessert sich deutlich.

„Ich hatte so viele Probleme,
jetzt sind die Briefe kein Stress 

mehr. Ich kann jetzt auch 
schon viel allein machen. Aber 
für die „richtigen“ Antworten

brauche ich [KIM-Case 
Manager:in].“

(KIM-Klient:in,           

Fallstudie 2024)

„Jetzt laufe ich wieder gerade.
Ohne [KIM-Case Manager:in] 
hätte ich das nicht geschafft. 
Das Leben ist jetzt anders, 

langsam kommt alles in 
Ordnung.“

(KIM-Klient:in,           
Fallstudie 2024)

7

• Qualitative Veränderungen: Die Relevanz der Herausforderungen 
verändert sich. Herausforderungen beim Verstehen und Ausfüllen 
behördlicher Briefe/ Anträge, bei rechtlichen Problemen und beim 
Schul- oder Ausbildungsabschluss nehmen deutlich ab. An Bedeutung 
gewinnen psychische sowie körperliche Beschwerden aber auch das 
Themenfeld Arbeitsuche.

• Es zeigen sich deutliche Verbesserungen bei existenziellen 
Aspekten, wie die finanzielle Sicherung und die Klärung des 
Aufenthalts. 

• KIM-Klient:innen wissen besser, wo sie sich Unterstützung holen können 
und kommen zunehmend besser mit den Behörden zurecht.

• Das Selbstvertrauen wächst und sie entwickeln eine eigene 
(berufliche) Perspektive für ihr Leben. 

• Quantitative Veränderungen: Die Anzahl der genannten 
Herausforderungen der KIM-Klient:innen reduzieren sich im Zeitverlauf. 
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Das KIM-CM unterstützt passgenau beim 
Spracherwerb und dem Weg in Arbeit und 
Ausbildung. 

Ramboll

„Mein Case„Mein Case„Mein Case-Manager hat sich Manager hat sich Manager hat sich Manager hat sich 

sehr bemüht, mich in den sehr bemüht, mich in den sehr bemüht, mich in den sehr bemüht, mich in den sehr bemüht, mich in den 

Sprachkurs zu bringen und Sprachkurs zu bringen und Sprachkurs zu bringen und Sprachkurs zu bringen und Sprachkurs zu bringen und Sprachkurs zu bringen und 

hilft mir in jeder Phase. Ich hilft mir in jeder Phase. Ich hilft mir in jeder Phase. Ich hilft mir in jeder Phase. Ich hilft mir in jeder Phase. Ich hilft mir in jeder Phase. Ich 

habe meinen Integrationskurs habe meinen Integrationskurs habe meinen Integrationskurs habe meinen Integrationskurs habe meinen Integrationskurs habe meinen Integrationskurs 

erfolgreich abgeschlossen und erfolgreich abgeschlossen und erfolgreich abgeschlossen und erfolgreich abgeschlossen und erfolgreich abgeschlossen und erfolgreich abgeschlossen und 

das B1 Sprachzertifikat das B1 Sprachzertifikat das B1 Sprachzertifikat das B1 Sprachzertifikat das B1 Sprachzertifikat 

erhalten. Derzeit lerne ich B2.“ erhalten. Derzeit lerne ich B2.“ erhalten. Derzeit lerne ich B2.“ erhalten. Derzeit lerne ich B2.“ erhalten. Derzeit lerne ich B2.“ erhalten. Derzeit lerne ich B2.“ 

(KIM-Klient:inKlient:in, 

Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)

„Sie half mir, einen Job zu „Sie half mir, einen Job zu „Sie half mir, einen Job zu „Sie half mir, einen Job zu „Sie half mir, einen Job zu 

finden, den ich mag.“ finden, den ich mag.“ finden, den ich mag.“ finden, den ich mag.“ finden, den ich mag.“ 

(KIM-Klient:inKlient:in, 

Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)Onlinebefragung 2024/25)

8

15,7%

40,1%

2,9%

5,4%

1,7%

3,7%

24,0%

6,6%

20,7%

33,9%

4,5%

7,9%

0,4%

4,5%

19,8%

8,3%

Beschäftigt in Voll- oder TeilzeitBeschäftigt in Voll- oder TeilzeitBeschäftigt in Voll- oder TeilzeitBeschäftigt in Voll- oder TeilzeitBeschäftigt in Voll- oder Teilzeit

Besuch eines Integrations- oder DeutschkursesBesuch eines Integrations- oder DeutschkursesBesuch eines Integrations- oder DeutschkursesBesuch eines Integrations- oder DeutschkursesBesuch eines Integrations- oder DeutschkursesBesuch eines Integrations- oder Deutschkurses

Geringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, MinijobGeringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, MinijobGeringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, MinijobGeringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, MinijobGeringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, MinijobGeringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, MinijobGeringfügig erwerbstätig, 520-Euro-Job, Minijob

In einer beruflichen Ausbildung/LehreIn einer beruflichen Ausbildung/LehreIn einer beruflichen Ausbildung/LehreIn einer beruflichen Ausbildung/LehreIn einer beruflichen Ausbildung/Lehre

Bundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales JahrBundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales JahrBundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales JahrBundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales JahrBundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales JahrBundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales JahrBundesfreiwilligendienst oder Freiwilliges Soziales Jahr
oder Freiwilliges Ökologisches Jahroder Freiwilliges Ökologisches Jahroder Freiwilliges Ökologisches Jahroder Freiwilliges Ökologisches Jahroder Freiwilliges Ökologisches Jahr

In Schule oder StudiumIn Schule oder StudiumIn Schule oder Studium

Nicht erwerbstätig/arbeitslosNicht erwerbstätig/arbeitslosNicht erwerbstätig/arbeitslosNicht erwerbstätig/arbeitslos

Anderes

Baseline Erhebungszeitpunkt 2Erhebungszeitpunkt 2Erhebungszeitpunkt 2

„Wie ist Ihre berufliche Situation?“„Wie ist Ihre berufliche Situation?“„Wie ist Ihre berufliche Situation?“„Wie ist Ihre berufliche Situation?“„Wie ist Ihre berufliche Situation?“„Wie ist Ihre berufliche Situation?“„Wie ist Ihre berufliche Situation?“

Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.Quelle: Onlinebefragung der Zielgruppe Baseline und Erhebungszeitpunkt 2 (2025), n=242.
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Ausblick 

RambollRamboll 9
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Potenziale für die Weiterentwicklung des KIM-
Casemanagements 

Ramboll 1010

Klare ministerielle Klare ministerielle Klare ministerielle Klare ministerielle Klare ministerielle 

Botschaft und Mandat: Botschaft und Mandat: Botschaft und Mandat: Botschaft und Mandat: Botschaft und Mandat: Botschaft und Mandat: 
KIM ist eine Struktur und KIM ist eine Struktur und KIM ist eine Struktur und KIM ist eine Struktur und KIM ist eine Struktur und KIM ist eine Struktur und 
braucht Rückhalt bis auf braucht Rückhalt bis auf braucht Rückhalt bis auf braucht Rückhalt bis auf braucht Rückhalt bis auf braucht Rückhalt bis auf 

die operative Ebene.die operative Ebene.die operative Ebene.die operative Ebene.die operative Ebene.

Qualifizierung der KIMQualifizierung der KIMQualifizierung der KIMQualifizierung der KIMQualifizierung der KIMQualifizierung der KIM-

Case Manager:innenManager:innenManager:innenManager:innen: 
Bedarf nach einer KIMBedarf nach einer KIMBedarf nach einer KIMBedarf nach einer KIMBedarf nach einer KIM-CMCM-
Fortbildung (Grundlagen + Fortbildung (Grundlagen + Fortbildung (Grundlagen + Fortbildung (Grundlagen + Fortbildung (Grundlagen + Fortbildung (Grundlagen + 

Auffrischung) ist groß.Auffrischung) ist groß.Auffrischung) ist groß.Auffrischung) ist groß.Auffrischung) ist groß.

Sprachmittlung: Sprachmittlung: Sprachmittlung: Sprachmittlung: 
Verlässliche Budgets/ Verlässliche Budgets/ Verlässliche Budgets/ Verlässliche Budgets/ Verlässliche Budgets/ 

Poollösungen; Leitfaden für Poollösungen; Leitfaden für Poollösungen; Leitfaden für Poollösungen; Leitfaden für Poollösungen; Leitfaden für Poollösungen; Leitfaden für 
verständliche Materialien verständliche Materialien verständliche Materialien verständliche Materialien verständliche Materialien verständliche Materialien 

(leichte Sprache, (leichte Sprache, (leichte Sprache, (leichte Sprache, 
Mehrsprachigkeit).Mehrsprachigkeit).Mehrsprachigkeit).Mehrsprachigkeit).

Vernetzung:       Vernetzung:       Vernetzung:       
Austausch skalieren durch Austausch skalieren durch Austausch skalieren durch Austausch skalieren durch Austausch skalieren durch Austausch skalieren durch 

passende Formate.passende Formate.passende Formate.passende Formate.

Nachhaltigkeit: Nachhaltigkeit: Nachhaltigkeit: Nachhaltigkeit: 
Entfristung/Attraktivität Entfristung/Attraktivität Entfristung/Attraktivität Entfristung/Attraktivität Entfristung/Attraktivität Entfristung/Attraktivität 
der Stellen adressieren.der Stellen adressieren.der Stellen adressieren.der Stellen adressieren.der Stellen adressieren.der Stellen adressieren.

Monitoring:                 Monitoring:                 Monitoring:                 
Die KIMDie KIM-Datenbank Datenbank Datenbank 
konsequent nutzen.konsequent nutzen.konsequent nutzen.konsequent nutzen.konsequent nutzen.
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Ramboll

Kontakt

Kathrin Nachtsheim – Business Managerin

kathrin.nachtsheim@ramboll.com

Henriette Reichwald – Associate Managerin

henriette.reichwald@ramboll.com

Ramboll Management Consulting
Jürgen-Töpfer-Straße 48
22763 Hamburg

www.ramboll.com/de-de
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Thomas	Nückel	
Mitglied	des	Landtags	Nordrhein-Westfalen	
Sprecher	der	FDP-Landtagsfraktion	NRW	
für	Integration,	Medienpolitik	&	Petitionen	

 
Landtag NRW  •  Thomas Nückel MdL  •  Platz des Landtags 1  •  40221 Düsseldorf 

Thomas Nückel MdL, Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 
FDP-Landtagsfraktion NRW 

https://www.thomas-nueckel.de 

 
 
An den Vorsitzenden des 
Integrationsausschusses 
 
Dr. Gregor Kaiser MdL 
 
 
 
 
 
 
Berichtsanfrage 
 
 
Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 
 
für die nächste Ausschusssitzung beantragen wir einen schriftlichen Bericht zum 
 

Zugriff auf Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen des Landes 
 

Die nordrhein-westfälische Landesregierung hatte am 10. September 2024 nach dem 
Terroranschlag in Solingen ein Maßnahmenpaket zu den Bereichen Sicherheit, Migration und 
Prävention beschlossen. Ein Punkt dieses Paketes betrifft den Zugriff auf An- und 
Abwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen des Landes durch die Zentralen 
Ausländerbehörden. Bereits am 27. August 2024 hatte das Ministerium für Kinder, Jugend, 
Familie, Gleichstellung, Flucht und Integration des Landes Nordrhein-Westfalen einen Erlass 
zur Bereitstellung von Zugangsdaten zu elektronischen Anwesenheitssystemen der 
Unterbringungseinrichtungen des Landes herausgegeben. 
 
Zur Administrierung der An- und Abwesenheiten der untergebrachten Personen nutzen die in 
den Unterbringungseinrichtungen tätigen Sicherheits- und Betreuungsdienstleister 
überwiegend sogenannte elektronische Anwesenheitssysteme. In wenigen Einrichtungen wie 
z. B. einigen Notunterkünften stehen allerdings keine elektronischen Anwesenheitssysteme 
zur Verfügung. Zudem verwenden die jeweils zuständigen Sicherheits- und 
Betreuungsdienstleister in den Unterbringungseinrichtungen unterschiedliche Systeme zur 
Erfassung von An- und Abwesenheiten.  Ein landesweit einheitliches Erfassungssystem wurde 
bisher nicht eingeführt. 
 
Mit dem Zugriff auf die Anwesenheitssysteme in den Unterbringungseinrichtungen des Landes 
sollten die Zentralen Ausländerbehörden im Vorfeld einer Rückführung oder Überstellung 
Hinweise auf abwesende ausreisepflichtige Personen erhalten. Anhand dieser Daten könnten 
u. a.  Überstellungsfristen aufgrund des Tatbestands des Flüchtigseins auf 18 Monate 
verlängert werden und insgesamt die Erfolgsquote von Rückführungen und Überstellungen 
gesteigert werden. Dabei stellen sich aber Fragen zum Stand der Umsetzung in der Praxis, zu 
Rechtsgrundlagen und zu den konkreten Auswirkungen auf den Erfolg von Rückführungen 
und Überstellungen. 
 
 
 

Platz des Landtags 1  
40221 Düsseldorf 
Telefon: 
Mobil: 
E-Mail: 

0211 – 884 4453 
0175 1602389 
thomas.nueckel@ 
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Vor diesem Hintergrund bitten wir das Ministerium um einen Bericht, in dem insbesondere auf 
folgende Fragen eingegangen werden soll: 
 

• Inwiefern hat der Zugriff der Zentralen Ausländerbehörden auf elektronische 
Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen dazu beigetragen, die 
Erfolgsquote von Rückführungen und Überstellungen zu steigern? 

• Wie haben sich die Zahlen von gescheiterten und erfolgreichen Rückführungen und 
Überstellungen seit August 2024 entwickelt? 

• Inwiefern hat der Zugriff der Zentralen Ausländerbehörden auf elektronische 
Anwesenheitssysteme der Unterbringungseinrichtungen dazu beigetragen, vermehrt 
Überstellungsfristen aufgrund des Tatbestands des Flüchtigseins auf 18 Monate zu 
verlängern? 

• Wie hat sich die Zahl der Verlängerungen von Überstellungsfristen auf 18 Monate seit 
August 2024 entwickelt? 

• Nach welchen Rechtsgrundlagen handeln die jeweils zuständigen Sicherheits- und 
Betreuungsdienstleister in den Unterbringungseinrichtungen des Landes bei der 
Erfassung von An- und Abwesenheiten und bei der Übermittlung dieser Daten an die 
Zentralen Ausländerbehörden? 

• Inwieweit überprüfen die Zentralen Ausländerbehörden regelmäßig oder nur im Vorfeld 
einer Rückführung oder Überstellung die An- und Abwesenheitsdaten? 

• Inwiefern wird von den Unterkünften oder durch systeminterne Meldungen gesondert 
auf auffällige Abwesenheiten z. B. über mehrere Tage hingewiesen? 

• In welchen Unterbringungseinrichtungen des Landes erfolgt aktuell keine elektronische 
Erfassung der An- und Abwesenheit? 

• Wie erfolgt in diesen Einrichtungen die Erfassung der An- und Abwesenheit und deren 
Übermittlung an die Zentralen Ausländerbehörden? 

• In welchen zeitlichen Abständen erfolgt dabei die Übermittlung an die Zentralen 
Ausländerbehörden? 

• Wie ist der aktuelle Planungsstand zur Einführung eines landesweit einheitlichen 
Erfassungssystems? 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
 
 
 
Thomas Nückel MdL 
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Die Fraktion 

spdfraktionnrw 

spd_fraktion_nrw 

spd-fraktion.nrw 

SPD-Fraktion im Landtag Nordrhein-Westfalen  

Platz des Landtags 1, 40221 Düsseldorf 

An 

Herr 

Dr. Gregor Kaiser (MdL)  

Vorsitzender des Ausschusses für Integration  

Platz des Landtags 1  

40221 Düsseldorf 

VOLKAN BARAN MDL

Integrationspolitischer Sprecher 

Platz des Landtags 1 

40221 Düsseldorf 

T 0211.884-2264 

volkan.baran@landtag.nrw.de 

www.spd-fraktion-nrw.de 

Düsseldorf, 21. April 2026

Bitte um einen mündlichen Bericht der Landesregierung zur Sitzung des 

Integrationsausschusses am 29.04.2026 

Thema: Sachstand zweite Abschiebehaft in Mönchengladbach Rheindahlen 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

am 12. November 2025 hat der Integrationsausschuss zuletzt über die von der 

Landesregierung geplante zweite Abschiebehaft in Mönchengladbach im Rahmen einer 

Aktuellen Viertelstunde beraten.  

Zu dem Zeitpunkt befand sich das Bundesministerium der Verteidigung noch in der 

Prüfungsphase zur Nutzung der strategischen Liegenschaftsreserven (vgl. 

Ausschussprotokoll APr 18/1054 vom 12.11.2025). 

Am 18.11.2025 verkündete das Finanzministerium NRW das Bundesministerium der 

Verteidigung (BMVg) habe bestätigt, dass das Land Nordrhein-Westfalen das Gelände in 

Mönchengladbach Rheindahlen für die Errichtung der neuen Unterbringungseinrichtung 

nutzen könne. Damit seien die Gespräche mit dem Verteidigungsministerium erfolgreich 

abgeschlossen worden. Das bestehende Liegenschaftsmoratorium werde hierfür in Teilen 

aufgehoben – eine parallele Nutzung („duale use“) sei möglich. 

Die Verkaufsverhandlungen zwischen dem Bau- und Liegenschaftsbetrieb NRW (BLB 

NRW) und der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) sollten nun fortgesetzt und 
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absehbar zum Abschluss gebracht werden (vgl. Pressemitteilung Finanzministerium NW 

vom 18.11.2025.) 

Nach aktuellen Berichterstattungen sei der Vertrag allerdings immer noch nicht 

unterzeichnet. Der BLB NRW befände sich in verschiedenen laufenden Prozessen, die das 

ehemalige JHQ-Gelände betreffen. Dazu zählten unter anderem Gespräche mit dem Bund 

über den Ankauf der benötigten Flächen, die Erarbeitung und Abstimmung der 

Grundlagen für die konkrete Bauplanung sowie Abstimmungen mit der Stadt 

Mönchengladbach, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen für den Bau der 

Unterbringungseinrichtung für Ausreisepflichtige zu schaffen.  

Mithin verzögere sich damit auch die Grundsteinlegung von voraussichtlich 2027 auf 

eventuell 2028 und später. Eine Eröffnung könnte demnach erst 2030 erfolgen.  

Vor diesem Hintergrund bitten wir die Landesregierung um einen mündlichen Bericht, der 

auf den aktuellen Sachstand in Bezug auf den Bau eines zweiten Abschiebegefängnisses 

in NRW, die Vertragsgestaltung, den zeitlichen Rahmen des Gesamtprojektes, den 

Baustart der Abschiebehaft und den Zeitpunkt der Inbetriebnahme eingeht.   

Mit freundlichen Grüßen 

Volkan Baran MdL 
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